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Di« fin5nxi«^^j’Au*«tattun^ der Hochschulen hat mit dar quan- 

t i t a t i v e n • : IJtyohaqj^ibereichs nicht Schritt

gehalten.\’< Darunter v hat die Effizienz. des Hochschulstudiums 

gelitten und'auoty die Qualität der Lehre. Bel einer Bewertung

der Lsistungen'iund • der Leistungsfähigkeit der Hochschulen in
*• - i *, .v v -i •')** toV'o -v * •• • ‘.V i .
Lehre• und r Studium 'sind' Studienerfolg# Studienabbrecher- und• ' .»v-| •• •• .
Pachweohslf^qupten ebenso hisranzuciehen wie die tatsächlichen 

Studienzeiten#^dl^i inhaltliche.', QualltHt der Abschlüsse und
v 1 :> . ••• .• ••- ■; .■ .■.

der
• ’ ,r f, ■, • . *v, *• i ji* • *vi«, . • • * • • • V‘; i
berufliche ErfolgLder Absolventen,

J-U-Yvi i
• - ■ -Im folpehdenfjöl^ des Hoch-

schul^esens^vdie$anVanderer, Stelle#; z.B, im Wissenschaftsrat, 

in der Kultusmlnisterkonferenz und in der. Hochschulrektoren-

konferenz^erörtert werden# nicht weiter vertieft werden# son-
' * ' ‘m .V,;.' .. .

dern vorrangig1; Vorschläge und Maßnahmen zur Verkürzung von U
- v”’*. ,MVifA.f^V ■"•< » . . 1 “ ....  *

Studienzeiten «im Rahmen'der bestehenden Strukturen. Im einzel- v*V k\/>
nen stellt'sich^die,Ausgangslage wie folgt dar:

; vvCc.’l ' .

' Crundl»q,nar'«trukturell, V,'rKnd«runqon «ind - abgeaehan 

von‘ iienvSohWl«rlgkoiten dar' VerstKndigung auf ein gemein- 

■ sames-Vorgehsn -.nur mit einem langen zeitlichen Vorlauf 

 ̂mÜgliehV'TErgebnisae dar̂  derzeit 'angelaufenen Strukturde- 

batte -können, nur i/roittel̂ ..bis l&nqerfr ist lg wirksam und 

< erst ̂ ann; beurteilt werden/^wenn,^zumindest ein Anfänger- 

* jahrgpng Mdas ßtudiui^ innerhalb /der neuen Strukturen 

durchlaufen hat« Diese 'zeitliche Perspektive macht die 

‘ Dringlichkeit weiterer Bemühungen um eine Verkürzung der 

 ̂ Studienzeiten /..innerhalb der\ bestehenden Strukturen deut-

J l i e h . '  v
' • “ • : ' V /  '*y  ■ ‘ 1• .• t ;« • 1 t*. '• '..••»* '/»’ •

Die in rden Prüfungsordnungen yorgesehenen Regelstudien

zelten und ,die tatsSchilchen^Studienzeiten liegen nach wie
• . * i  «" , Jt*1 ' ’^ T •• *1V .* ‘ \ 1

vor / weit. auseinander« i In .diesem Zusammenhang muß auch
v’t :H'';‘f’•?•"’» ** V' tt ij ' .. . ? v \H} \ ■ s *t It • !’; f. .,* • r •



berücksichtigt worden 

Studienbereohtigten d au t 1 ich":.he t e *ogfne £*1s je qi ge j

dar Studienanfänger dar 7Qar MahraV r HiniUu kommen’*' aahr 

untaraohiadlioha, durch , familiäreV* und ̂ wirtschaftliche
;■ : J VV '» •

Umstände mitgeprägte Vorstellungen. Uber die-Gestaltung de* 

Studiums. Vor diasera Hintergrund irelativisf•££?jich /dia- 

Diskussion um sine weiters Verkürzung * ^M^aXstudien-- 

--jtcn. Unabhängig davon,\ welcher Ansatz^

wird (Rahmenprüfungsordnungen, ‘ Schwert*,Nordrhelq-Waatfa 

len, Mfl pXus 3 Modell’1 des Wis*en*ohaft*ratee)>'v bleibt < ln * 
jedem raXX ein ausreichendes Handlung* feld̂ fUrj'. weitste;

• . * • ' -v’f»i*-J’t11 (J »i* • Mi1 '' j V,). H», | i v *
Bemühungen, InhaXta und .Organisation'. ;von/ Studium» .und

. *,v: »ü *,&;*'» • „• .*>*
Prüfungen sowie die 8tudianbad^gungoi\^iio/au»*u9as^Xtan^^

daß durchschnittXich b e q a b t î / 'e 1 n * atz w 111iV*£urTd* nicht auf 

studianbegleitenda Erwerbstätigkeijb;angewiesene-Studentan 

ihren AbsohXuß tatsächlich innerhalh'’de r ^ R ^  

erwarben. Deshalb steht' im Mittelpunkt‘diasar^VorsohlKge 

die Annäherung der tatsächlichen ’3tudlanraltanty*n -7dla 

Regelstudienzeiten.. Dabai warden,in erster‘Linie 'solche * 

Vorschläge aufgegriffen, die kurzfristig ander) Hochschu

len realisiert werden können. ’ . *

Die Diskussion um Studienzeitverkürzung hat in der Ver

gangenheit vielfach darunter gelitten, daß sie ‘zu pau

schal, insbesondere ohne hinreichende fachliche und in

stitutionelle Differenzierung, geführt wurde» ! Die Bedin

gungen und Voraussetzungen in den jeweiligen Hochschulty- 

pen, Fächern, Studiengängen und Abschlußartan sind jedoch 

sehr unterschiedlich und erfordern darauf abgestimmte 

Maßnahmen. Pauschale Vorgaben haben vielfach tu Irritation 

und Unverständnis geführt, insofern als mit den vorge

schlagenen Maßnahmen Mißstände behoben werden sollten, die 

keineswegs in allen Bereichen der Hochschulen vorliegen. 

Die Bereitschaft der Hochschulen und ihrer Mitglieder* an 

der Verwirklichung von Maßnahmen zur Studienzeltverkürzung 

mitzuwirken, hängt entscheidend* davon ab, daß die im



■'J.
.|V*V I•' t ̂ ’ li‘ I S .

W J W W ' *  v-‘V V*' . \li.’V;**<&*,«•-?v.
■''V ?>.» ',vlni:»lni>n r*ohb«rqlch konkreti slngtleltaten Maßnahmen der 

» ; ŷ̂ j e v | a i ü 1 fr1tue tIonV;'di>nr Einrichtung ent-

riirtohJlfef•rn«r!imuß gonilhrleiitat ' «ein,* daß Ressourcen, t
•  ̂ . f > $ . , i •. t «'.►'<«")».'*• !;, *;• *"*mMNMm h M4 /
^ i s ’durahfßtudienzeitverkürxende Maßnahmen frei werden, zu [

■ „ •; ] •• ;v —.....ff ! »?, v", .. ■■.''* ""t Tr T,*,,r",1 t ~~---**—  ----
f • >ln»ir.iVar^oaiaruna der BctrfluunQaralfttloncn und nicht etwa•n »f„M •'a \;i ' *; *••',. • ' • . • •• •:»»•...»..• . • •.. '
* ;»u einer, Erhöhung der Aufnahmekapazitäten genutzt werden.

•' ■••••fr : v
4. Dieyyo^lispenden’ Veröffentlichungen des Wissenschaftsrats 

und »' einzelner Länder und̂  Hochschulen weisen bei vielen

\ studlengängen 4 von < Hochschule J eu Hochschulo erhebliche
*.i.iWiy;^V-V*?.v1 • •'-••• • \i'Li«’•?<•.»» • *v:

, / Bandbreiten1*beiv’ der1 Studiendauer?.laus. Diese Unterschiede

r

und

HC
! ^•steltenVlidEfl ein Studium ln der Ro_-

 ̂ v V / f ' g e i ' e ^ - y ÄtigMchlosaen werden kann. Im

.i",foic^<lenvsihildaher auch solche ..Vorschläge aufgegriffen,
' • :  • • ’ •■  > • V  , Y^t ; .  .

i . , V die •bereits In der Diskussion und von den Hochschulen auch
• 4r.4>t V • ' ..S ’»'•'*“•• .
X schon}umgesetzt sind;. allerdings nicht von allen Fachbe-

• * . \ . i. . • • v  iw.r. , : • * * *
' • A reiphen̂ ,un|d; such., nicht Immert mit dem notwendigen Hach-

•; '*• •i”:‘'_i*faxfudik̂ /V̂ FÛ âXiss.;.:'Vorschläge' gilti | daß sie sich nur an

/ •* v.i solche1̂ Hochschulen !und Fachbereiche richten, die entspre-

. ' .chande Maßnahmen bisher noch nicht eingeleitet haben.

• • •• I * .•##•* i,*S* **••:/f Y.S- . .#f . 7  #V '*  ’* '
/• - x’.-AW ; N' • ;• r • •

V * . 5 / . . Bei - den Bemühungen1 um Studienxeltverkürzung muß auch be-

‘ ‘ rücksichtigt Werden#' daß kurze Studienzeiten trotz aller

...: ■ * \ Bedeutung nicht der ; allelnlqq'Maßstab für die Beurteilung

•' v ;|̂ eine(̂ Â|(sbî  ̂ :sel!i^gönnen 1' Die Erhaltung der

r ; t QuälitKt^1 der’ Ausbildung1̂ (Berufs^ und Wettbewerbsfähigkeit

— ^ t • n )i ̂ ^der^t.Ef^sienz* des Hochschulsystems

! • -̂ V (frfoig^uotej Fachwechslerquote, Abbrecherouotel. die

Gewährleistung der rtotwendi^en Frelhe^ im Studium und die

, , 1 ” !:• • Eröffnungt;) unterschiedlicher .[ Formen des Studiums (z.B.

? . ;« Möglichkeit "jtineä. ' Aueiänd'estudiums, < Teilzeitstudium),

•^entsprechend den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen

I * V  m . Bedingungen einsr chanoenoffenen GasellschAft. sind
i; Cv;■/: V . *

" ü f ! - - ' - W f - r

- M  ,



Ser Qrtnun staatlicher Leistungen '- allerdings innerhalb dar ffrenatn IUitllohir-LellLunge 

fHhlqkalt - Zielsetzungen,, die! ebenso wie ],daa;»'ßestreben 

nach Studienzeitverkürzung’ ihre Berechtigung'thal?enBai. 

dan nachfolgenden VorachlKgen bleiben r daheraolcha Maß-

nahmen aufler Betracht, die zwar unter dam' alleinigen^öa- 

aichtapunkt "Studienzaitvarkürzung" nrfolgvä^aprachand
• • • » .* ..#( •'< ;-v■C'it.vlv;\.y- ■,

aain könnten, die jedoch auf das Studium in anderer'/Hinr

zieht ap weitreichende, nicht gewollte . Auewirkunpen yjiKt- 

ten, daß negative Effekte Überwieoanwürdenl Dasselbegilt

5+,s^f-v 

M v.( rv. ■(
für Maßnahmen, die nur mit einem unverhKltniamttßigen

Verwaltungsäufwand verwirklicht werden könntenS'‘i*TV‘*.?3?

Bei der Verabschiedung der 23 Empfehlungen ' zur! Studien- 

tzeltverkÜrzung im Jahre 1980 konnten;die'Hochschulen. noch’ 

dafl ln den 90er Jahren eine deutlichedavon auagehen

Entspannung in der Belaetung der Hochschulen eintreten 

werde. Vor diesem Hintergrund wurde die Bedeutung studl- 

enzeltverkürzander HaOnahmen unter UmatKndan nicht.allen 

Beteiligten in aller SahKrfe deutlich. Dieae Annahmen 

haben sich als unzutreffend erwiesen. Aufgrund der neuen ; 

Rahmenbedingungen (anhaltend hohe Studentenzahlen, .eini

gungsbedingte extreme Anspannung der öffentlichen Haus

halte) ist die Straffung der StudlancKnae mit einer ent-j * ^

sprechenden Verkürzung der Studienzeiten, zur unabweisbarenA /C*0 •

- für Hochschulen (Hochschulleitung, rachbereiche und

einzelne Hochschullehrer) und Staat gleichermaßen augen- 

fKlligen - Notwendigkeit, geworden. Die nachfolgenden 

Maßnahmen und VorschlHge zur Realisierung konkretisieren 

die Felder dringenden Handlungsbedarfa, auf denen HRK und 

KMK ihre Bemühungen um Studienzeltverkürzung bündeln und

weiter Intensivieren werden. .
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VerbeassrunqVdariTransparenrais Ausgangspunkt für einen
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> ■
rachbareicha^VHoohachulen und die jeweils zuständigen 

Landesminieterien müssen in die Lage versetzt werden , in 

} kurzer i« teit^detailliert fachspezifische und aktuelle 

Inforroatlonary übar die tatsächlichen Studienzeiten in den 

yerqchi^de^^ Hochschule% und die die

StudlehKeit^beatlnwend Faktoren abrufen zu können. Die

Daten^ auf bereitet sein, daß insbesondere über
* Vv- ■ • • ••• * • ■

den ysrqlsloFy/mit anderen Faohbarelchen_-und Hnnhflr.hLil 

studienzeitverlKngernde Faktoren erkannt und Ansatzpunkte 

' •̂ürjrqflzieltVtV.atudienzeltyerkürgenda Maßnahmen, deutlich

, werdendDel;der,Umsetzung der 23 Empfehlungen von 1986 hat
' .. nv> As'l'V -r 1

sich'die. Detenlage als unbefriedigend erwiesen (Verlaufs-
s i 1 +. • .»•-•V /•g’T. r .,
' jtatistikurjzulässig aufgrund des Volkszählungsurteils des 

*. Bundesverfassungsgerichts). Es werden empirische Daten 

1 benötigt^’-um’ "Auffälligkeiten" zu ermitteln, nachdem sich 

die ̂ amtlichen Daten der Hochschulstatistik wegen der 

'datenschutzrechtiiohen Probleme als unzureichend erwiesen 

haben.

Mftßnahmqn..,.undJlftflliBi£r.unqgyjorJBchl&qtt

' : ‘ *fv. J *f *: ’ * »•' *. » ’ ■ ‘.» #

l 1.1’1 Durchttthrunq hoch.chuUnt.tn.r emplrlicher-Erhebunocn 

/ "über; AUsstattungskennzahlen und Grunddaten des Lehr- 

’ — .r;< angebots und des Prüfungswesens, Formulierung von 

.Indikatoren für Defizite und Mängel in den Studienbe- 

V vr .. dlngungen’.i. und im ;Lehrangebot, Zusammenfassung zu 

4V i : Lehrberichten der Fachbereichei ggf. Schaffung einer 

;■̂ gesetzlichen Grundlage für, die Datenerhebung; Erhe- 

; • • « * büng^derfDaten Über dle^Ürsachen für den Studienab-»

. * vbnioh^^y-|y'*".. *.v#' .

^  r .v,  . • •



§!>fte
p|',t •

f l.a Krhabuna und Baraltatallungdar afcudlanf '• t-

Varoltinhadatan ( i-*’■• ̂,.]'• |*

-baarbaitung müglich.t auit Vantraiar?Hoch»phulabana) •'

• ;;r : * $ ■ ' . ; ■
■ • *•.'• .•• . M.*»«,*** • .'V,.*a *v sf. tij *• V-- ,, '

t 1.3 regelmKßige und zsltnahsVeröffentlichungvon Lehrba- 

' richten durch die Fachbereiche/Hoqhecjjulen'^etwa^alle.:

zwei Jahre) -' / * * "’ '/ V * ,;‘

• . - V : •' V : Vi*̂  r:V'5 *.: ’• ̂ ) •.*
1.4 Festlegung der relevanten Veraleiohadaten ̂ und; der

notwendigen Angaben ln den Lehrberichten(jdurch;.. KHK ̂  ;

und HRK (ggf. unter Beteiligung de« Wissensohaftsrats

und der ItlS-Gmbll). Zu diesen Daten!rechnen insbeaon-

dere: ' .•'‘ : ; ■ • - • ‘V i • <- .)■ \ : :. V’
. -v r’: ; :v {<.v; . .

.. . V ;
(1) Anzahl der Studienanffinger im ersten Jfochschul- . 

aemeater und im ersten Fachsemester. •■y£*V’-

(2) Fachstudiendauer und Studienzeiten'- •' bis '. zur

Diplom-Vorprüfung oder Zwischenprüfung • . •

* . •» * • .
(3) Zahl der Diplom-Vorprüfungen oder Zwischenprü

fungen ‘

(4) Fachstudiendauer und Studienzeiten bis zur

Abschlußprüfung ' * • .

(5) Absolventenzahl

(6) Rahmendaten für Studium und Lehret

a) BetreuungsverhHltnia (Zahl der Studierenden 

im VerhKltnis zu Zahl der wissenschaftli

chen Mitarbeiter bzw,.Zahl, der Professoren)

■ • 'Vv- ;'-i: '• ;

b) Zahl der betreuten ÄbschluBarbeltenv je ;

^Prüfer, ' V .’ *v: 'r:̂/’

; . . \
• . " * i ;;.V 'V’* ; ' . '•’• • • " '

v . - •( y  . ••
• " ' *• S-.
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1 •. Ori.nt:

.̂ Durchschnittsalter ,dar Studienanfänger und 

der Absdlventen .'

und .iifü-lQluaiumi
Orientierung : vor Aufnahme des Studiums

jlnflbeflondBro.-ln. dflX^ginqanqaphPAfl________

v  ujV‘ .̂ bei-jl’̂ej«*;' Studi^nvorbereitung und insbesondere die
*" j desorientierenden Bedingungen in den überfüllten

* ' / ?ch6n ’’w?A^erÄ Bemjihungen um eine Verbesserung
■O^ie^ti^rung- der Studenten1 insbesondere in der Ein- 

,'gangephfeedesStudiums erforderlich.
;. * *. ’.r.  ̂ r. *• . .*’ •.■ ?
■ • f:; « w  iR*frw ,,.i . • •••

1 •t •Maflnahman'ünd ReallalerunoavorBchlliaa

: if: ••M.r*» . V-i- \-:,r . •* •
•ŷ .T.T yerbejserung der . Zusammenarbeit von Schulen und

"V- 'Hpphichulen / ‘ auf örtlicher bzw. regionaler E

/Ü:,’/-.'..'entspreohend. der gemeinsamen Empfehlung der KMK,

^I.v'r^B^indjeanstalt für Arbeit und der HRK über die Zu

• ;:»7->vifs «Weibel t '-von Schule, Berufsberatung und Studie
*• r" u  •• «• • • •' . . •• .y-

V; * ;'*f■•; ratyng • fm > Sekupdarbereloh II ’

! 'i f f R » - ;v :' •  •• ’

Ebene 

der 

Zusam- 

Studienbe-

v;  -
:i iVivVlyTityuktürlerter ’ und
•''l‘T'•!':'ikT1WfiKtidi«nniinctA1 m

Hochschulen zur Bereitstellung 

kommentierter StudienplKne für

. . . iklla ■; Studiengange1 mitklaren Informationen über den
• i: . : •• . • -
i T . vA^laüf ,des Studiums und der Prüfungen, aus denen sich

* ’'V ■*.,'f. ‘V*,-•}•• . , ,
';*V ylinsbespndere . ergibt, ln welchen Zeiträumen welche

• » • ,! >>i‘ • 4.Ä-"»*>'«,#• • .
! , Studien^ und Prüfungsleistungen . zu erbringen sind,

. ».. J • . <",*•;'^'dsm^t^ier'’ AbsohluS' innerhalb der vorgegebenen Regel-

/.Studienzeit e^eloht weî dien .kann •

f r . . .

3: ’j^us Weitung des Angebots »an orientierenden Veranstal- 

' '• i:* tunqen’ f(ir‘ Elngangssemaster
jT»‘i • • •• i. • • : • ,

v ^ •; ’/'!:• ’:\ ’

• • • v.: .ivft • . • | ’ iI« . i • ■ i •

.v.jj
•• . .■. i



m f .
i rijrirw •'

i ^ ' ; v
sf,v;

4

f  2.5

Abbau dar Inhaltlichen

lKngernder Faktoren in' dar Organisation *und^Durchführung,*/•-j.v%V-y * 

von. Studium und ..rrütunnnnl'-V' ; ''' ' .-1' -b

groOs Anzahl an geforderten Studlanlslatunqen,:'zivVauage- ;;,V # ;r:;(

dehnte PraxlaphoBon) und entaDrechend überh^ht^ 'Prüfungen W

Anforderungen zu rück zu führen.;, *•

Die Inhalte der Studlengtinge'

fungsanforderungen müssen' der Funktion und; «Jeri^ielen/der ■» •

StudiengKnge entsprechen. In 8tudiengKngen " bie i zum . be-* V ; 

rufsqualifizierenden Abschluß sind/zu we 1 trolohqnde!,riile- \pv>.j v: 1

aenschaftliche Vertiefungen und Spezialisierungen1abzubau- ̂*
. '• v.'

Ein Studium in der Regelstudlenzeit verlangt einen'in'sich 

geschlossenen und stimmigen Ablauf von $tudiü«Vund; prüfun- 

gen. Dazu bedarf es präziser Absprachen unter den' Hoch

schullehrern dec jeweils für* den'Studiengang' Verantwortli
chen Fachbereichs und mit den Hochschullehrern / anderer

., r ..
; ’i. *

beteiligter Fachbereiche.• Zeitverluste/• insbesondere - ln

der Abwicklung der Prüfungen, müssen vermieden' werden./In

diesem Zusammenhang stellt sich auch 'die ‘Frage/'; ob "die



' ' i S » ' . '

.: . •'• .i'nV.iÜÜ:?Lv. •'

;*v- «bttttnji^h'M^jMtHrkt' '! und' ’’; effi

';l V •• !'->i’v.V:-:. wqrdep'(können.• u'V̂  .Vv * •
. A *ir..- y..: ., • Xi -. •

.=■ r v •;• ^
Maflnafcnan und Raallalarunqavorachlttan

purchsetaupgsbefugnissa auf den var- 
ZUitKndigkeits~ und Verant- 

effixienter ausgestaltet

:dar .Sameaterwochenstunden im Pflicht-

Studien- und Pjrüfunas-

Praxisphasen

^ :•• Vv>MV * * . : * '* •••■ SV;/ •
.iV • ' i ; :'.nii i^'diÄSfÜr' 'den Studiengang., inagoaamt zur Verfügung

3av'\: atehanden^:zeltlichen Rahmen (Regelstudienzeit) auf-

j f ö v V '  • ’ gründIdar Jeweiligen Rahmenordnung

^‘V̂ . Jt- • •’ * • •; •* •. h , ,::.V •, , ! 1
••• J 3.pe|^nition’der inhaltlichen Grundanl

j';. ■ •''‘•vv •*• /,.i'** v.StudiengKnge bis zum berufaqualif frierenden Abschluß.•iV't* •;  ̂ • v-V'T *!•/. • « !** • • ' •
^ü^qh'^le^^Paohbereiche Unter Berücksichtigung der

' * i ! v ^  f anoostrabten BerufsfKhiqkelt.

Grundanforderungen an die

.3;jji : Entlastung der Pflichtveranstaltungen (insbesondere 

';»• *• i i>:i * J t u d i u m s ) und der Prüfungen (insbesondere

V'i£...:f. .V’ ’ * ’'3''• .. Abschlußarbeitl- von zu

;' •* ! *«' ‘ ‘ i*; ; • •• V weltyii^chander Spexlalisierung und wissenschaftlicher

• ̂ 'Vertiefung» -die weiterführenden Studien Vorbehalten

bleibt
. . ^ 1 / ? ' .

: i  I  c v •'-?*• '• . ' • . .•: *  \X •* / »’V.\ 1 . .
.- * . :• • f .,{ '..!{■ •: ; .. * . V. i„H ' v ••,•.•••** »:*” '•..
t.-" . • ■•».-J, i>:A-r ■ *‘
• s. » *:»;*  ̂.-i-v• ' i ■ *

: '.....!;; v. Ä ; a: ' ^ : .:

. ■■ i..." ;.!••
V V • f i ,«» ‘ •
*. . • V - •!' * . ♦ .*• *■, ** • ■ . 1 '



3.4 Klare und straffe Strukturierung der !8tudlengKnge, 

stimmige Abfolge dar Lehrveranstaltungen (studien

plan), inhaltlich« und seitliche Abstimmung von 

8tudium und Prüfungen

3.5 StKtkung der Punktion der Zwlschenprüfung/Dlplom-Vor-

jlj^.X®rl®J?i.l9hWL.?Wliitator--f(lr-.deii_Bi:udlsner-
folg .

3.6 Knappe Bemessung von £risteri_ f ü r Kor™

Wertung vonPrüfungslelstungen

3.7 Eröffnung von zeitnahen Wiederholungsterminen (maxi

mal ein Semester)

3.B StHrkung der Mechanismen hochschulinterner_Selbatr

Kontrolle (Hochschulleitung, Senat, Studiendekane, 

Studienkommisaionen, Prüfungsausschüsse sowie Prü- 

fungsSmter)

» *
3.9 Einrichtung leistungsfähiger PrüfungsKmter als zen

trale PrüfungsKmter oder PrÜfungsHmter der Fachbe

reiche)

Vorhflsafii:un,q...dgr̂ -dldflLlsUL.a£hgn,12uai.Ltät.der-Lehra

Defizite in der Vermittlung des Studienstoffes können zu 

StudienzeitverlKngerungen führen. Dabei ist allerdings zu 

berücksichtigen, daß Defizite in der Lehre vielfach nicht 

auf mangelnde didaktische „BefHhlgung,^ sondern auf die 

Jiyi)®r.®.0._?LaMbedingunge (z• B. ungünstige Betreuungsrela- 

tionen, mangelnde Abstimmung im Lehrangebot) zurückzufüh

ren sind. Die »Eyaluatipv) der Lehre ist primKr als "RÜck-



• I , T*
. i

Aber euch an die Stu-

. ’, i K\ \ ' • .J , \ t ‘f | !
:«*rVi • ’/r*,; '•> , i * ’k *• ’■ , ‘ ’• * *i | | • * *i i • • i‘ * 1,1 *| ' ’ f , 11) t * i' l

meldung,n an die jeweils- Lehrenden# a 

dlerenden, die Fachbereiche*un^ die Hochschuileibungen zu

• verstehen«* . I* • ' i i" ' *. ‘ • '
' ;' ’ •/ -r '

HaOnahmflniutid^ftaflllaAKunga.Ypr«.ctimqa .

4.1 EtKrkUti6 der didaktischen „Kompetenz der Lehrenden, 

Berücksichtigung der didaktifphen und methodischen

; BÜftthlguhg ba'l Jlflt?UU^Ufla-Mhd.lBe£Ufliaa.

4.2 Bachäarechta'Bewertung dar ; fcehrfcKtlokeli: (Evaluie- 

runq)i; Beurteilung von' Lahrypranntnl h innrn. und Stu-

: diepijjllnyen) ,’i ;i V •; > *
(' y \ ' \ ' '

. V.ii.y,r £Hf;v i: <r.V»r--;-V*r*̂  ■'?:1 n ■, > • f
.* .... , .

Abbamj?orgfli)flUcĉ und-.fiSchlJlchQiL.£DaKflflgQ
.. „V''.v*:vV'.- *•*■!*• ;*•.!» • r;-

' !• : i'1 • .»';5 ••
Defizite, 'vot allem in deripersonellen Ausstattung, aber

auch bei den Sachmitbeln und1bei den rKumlichen und appa

rativen Ressourcender Hoch* Phil len,' sind wichtige Ursachen
I ' v,! .i .T;i , 1 % • \ *r • »; ', ' . •

für Zeitv0>tluste iî jVerlauf,; de« ^tudi^ms. Zur Beseitigung 

derartiger EngpKsae!sind vorallem zusKtzliche Stellen und 

Lehrauftrüge oder die zusKtzliche, Vergütung besonderer 

. Lohrleistung erforderlich; i},': f. •;

npßnahmen^Lj.Agglisijgon^yQrgglüä.qg. .
' . • , ; ' • :

• ■ •• *• . :].{;.»• . ’ •
,5»1 Effizienterer Einsatz^fler vorhandenen personellen und

i • sKchlichen Ressourcen#'-|in«besqhdere durch ;

-."iKonzentration des Einsatzes des vorhandenen Lehr- 

•«j ; , Personals auf , j* die •̂i>vVetanstalbunqen des 

.Pflichtbereichs * (Abbau zd enger Spezialisierung 

bei der Widmung der Professuren)

. ••^Rv:b

väV';’?

i <- v ' ■

...*  .. • v « . .

M i v V .i V .1:

WM I *
. ( t



- Behebung von pefii 1 tan lm Einsatz rTder _8agh]nltbel 

und der räumlichen und Apparativen Ressourcen 

durch Jeweils adHquate Maßnahmen (z.B.. Verlänge

rung der Üffnungszeiten der Bibliotheken)

5.2 Bereitstellung zusätzlicher Stellen oder Lehrauf- 

tragamittel

5.3 Schaffung der Voraussetzungen fdr die zusätzliche 

Ĵ ergU.t.VnV.J?.«*pnderef̂ _eJiijlela|;ungei) (Verordnung nnch 

S 30 BBesG)

5.4 Verstärkter Einsatz auch von Wissenschaftlern aus 

außeruniversltären Forschungsinstituten in der Lehre 

ohne Anrechnung auf die'AusbildungskapazltHt

3*5 'Verbesserung der sächlichen Ausstattung der Hochschu

len (Sachmittel, Räume, Apparate)

Einflußnahme auf Fachbereibhe und Studierende zur Errei- 

chu nq__ kü r z c r er_3t udl e tu c ite n—(An r p 1 z e_^ )

Die Verwirklichung studienzeitverkürzender Maßnahmen hHngt 

- neben den strukturellen und finanziellen Voraussetzun

gen - ganz wesentlich davon ab, daß Fachbereiche, Hoch

schullehrer und Studierende an der Realisierung mitwirken. 

Dazu können Aufklärung, Appell und Überzeugung beitragen. 

Wirksamer sind jedoch Anreize und ggf. Sanktionen,.

Maßnahmen, die einen unverhältnismKßigen Verwaltungsauf

wand für ihre Durchführung erfordern, scheiden aus.



Anreize und Sanktionen: setzen,1;1 verlHollohe MaflstHbe dar
* < • I 1 u nr ' 1',1 "■ II i.-"r| ' Trr"' ' " ™-

Leistungabaurttllunfr. voraus» Vor allem muH gawKhrlelstet 

«ein, daA.diejenigen# von denep ein Tun oder Unterlassen 

erwartet wird# von den Kußercn Randbedingungen her auch in 

der Lage sind, entsprechend diesen »Erwartungen zu handeln. 

Dazu Stühlen Entscheidungsbefugnis# Handlungsspielräume#• Y " i
aber auch die Ausstattung einer Einrichtung und Studienbe

dingungen# die ein Studium in der Regelstudienzeit zulas

sen.

a) Anreize und Sanktionen zur Realisierung studienzelt- 

verkUrzender Maßnahmen durch die Hochschulen (Fach- 

_berelche/jl1ruclne-U0ChaglluUclirer)__________________

; . ■' ir\. : ,
Maßnahmen können bezogen sein auf einzelne Hochschul

lehrer oder auf Fachbereichs* Sie können anknUpfen an

• besondere Leistungen ödet* Defizite des einzelnen

Hochschullehrers ln der Lehre oder in der Durch-
' « . • «• •

; fUhrung von Lehre und Prüfungen#

besondere Leistungen oder Defizite der Fachbe

reiche irt der Schaffung der Voraussetzungen für 

kürzere Studienzeiten« *

- besonders niedrige oder besonders ,hohe tatsäch- 

llche durchschnittliche Studienzeiten.

Htt8nnhmen-und-Replla le r unqaVQrgchl&qe

6.1 Schaffunq1 zuverlässiger Bewertungskrlterlen zur 

Ermittlung besonderer Leistungen oder, besonderer 

Defizite in der Lehre .

'■’i, i. ’'



6» 2 Schaffung der hau »ha 11 ■ mjj fl lg an_Voraussetzungen

f(ir bewegliche Hithel aur Disposition dsr zu- 

atHndigen Landesministerion, der Hochsohullei- 

tungen oder der Fachbereiche zur Verwendung für 

beaondere Anreise

6*3 Zustimmung xur Einrichtung und’ Fortführung von 

Graduiertenkollega^ im Zusammenhang mit der 

Verkürzung der Studienzeiten in den entsprechen- 

den StudiengMngen

6.4 Genehmigung von Forschung*freiSemestern und von 

Nebent&tigkeiten^ in Abhängigkeit von der Erfül

lung der Lehrverpflichtung; Berücksichtigung der 

Leistungen in der Lehre bei Blolboverhandlungon

Anreize und Sanktionen zur Beeinflussung des Studie

jaayjax̂ flUpnp.._____________________________________

Mit Anreizen und Sanktionen kann gezielt auf das 

Verhalten der Studierenden im Sinne einer Verkürzung 

der Studienzeiten Einfluß genommen werden» •

6.5 Obligatorische Studienberatung bei auffälligem. 

Studienverlauf ^

6.6 jhre 1 versuc hmit_W iederhoIbar k eit zur Notenver

besserung . —   — ---—-



m
; 'V*•» t i f- • } » , ■ • ,

6.7 | Bei begonnenem PrUlfUnyeverfahrsn Fristen für die 

; r Ablaguriy un^ ; Hl»darVoXung dar Prüfungen ml t 

■;.< fiahktionen bei'Niahteinbalten dar Fristen

(Nichtbeotehen): ,'J . l v ’* 5'
”V ' i: : ’
- . \ o • •» ' f " • V- . *• *■-.: i |;,h ;#!-r ' •
6.6: JttrlthanBvoll««* od^rteilerlaB für BAFöG-Geför- 

. 1/|.derte 'bei Studjegabschluö in der Regelstudien-

i,i • teit Oder nurjgeringfUglgor' Überschreitung der
» * • .*] ' V . »• , •

• Hegelstudienpeit «7*V*'
• /•!, ;■ :«•; '■>%
i- , ■...

6.9 UnbefrlsteU lrortsetEUny.der StudlenabschluQ- 

I i"„ «’ fÜrdarun^,; ( jt̂ ylr3|8»jne!»l:ef) und Bemessung der

. V  BAröO-^ürderuhqahÖcl^atda^ier, nach der Regelstu- 

dienzqiti

! ; i::-
*»■ ’.!f

6.10 Bevorzugte Berücksichtigung kürzerer Studien- 

■’ zelten bei der! Zulassung zur Promptlofi oder bei

• dar Vergab«*’ jvon Px/bmotiofisstipendien
’ '•*. U*': ‘ • !*.' ‘ | ' ••v1.’. j

’ . •; .. * .*: • : 1«; i- ; .,/■ ;! *• ^
6.11 Barückeiohtigyng i^dyr1/ Studiendauer als Lol- 

; atuoqskrlterlym ,lr> dar Einstellungsprsxls der

/ • privaten uhd öffantllohsn, Arbeitgeber.
• > -  /'v-T;-.; W l - ' M f* j • • • -iU.vr.-
Soweit' dieStudienbe^i^ungen > ein ' Studium Innerhalb der 

, Regaistudienzeit, ̂auleMsniijii,; kennen .-l~ allerdings unter 

Berücksichtigung d$ r'? r s öjiij^eh;und . sozialen Lebensum- 

ßtKnde 'der1 Studierende*! if.ernor *'Maßnahmen -J -
•: •• • iff $ \ i •

■ -'• jl^rri«t«ettuhqen 1' füg','* dl.'''' rtiidunq’ 7 zu

wie*
, ) .. •

Prüfungen mit

; Sanktionenbei Überschreiten' der Fristen
v » • .  • - j. •;. •• \rk .■ .

ii-v-fvA-’• • • ' * : : • '
.. ’M  • • '"O-'. • •.• .:■ '

;■ ViV- ■ » •• •• •: :t. •• • • .V ' /•!'<;. . . • . ' . ■ •
, . v ^ p ^ V  .! . P f ' /  .: •

•*» : f. :«* s» •

• V Ŵrw''y \ \ i ? i f y - I



•  E in fü h r u n g  von  Sbutlia n gobU hran

baim Ubaraohralbait ainar baabimmban Sbudlnndnu.t*

( g g f . _ g a & ta ff  e lfc_n a„ch „d q r .S tu d ijjn ^ ajie jr )

. für ain _Zwoitstudiumi soweit nicht Überwiegend im 

öffentlichen Interesse

• -

Eftfnftbrlkulatlon (eventuell unter Aufrechterhaltung 

de« Prüfungsanspruchs) bei wesentlicher Überschrei

tung der Regelstudienzeib

- Einschränkung des Fachvfechsels^

in Betracht gezogen werden. Da solche Maßnahmen einen 

entsprechenden pölitischen Konsens und die Schaffung der 

gesetzlichen Grundlagen mit einem entsprechend langen^ 

zeitlichen Vorlauf.erfordern, wurden sie in den vorlie

genden Vorschlägen für kurzfristig realisierbare Maßnahmen 

nicht berücksichtigt.
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Geschäftsstelle
des Wissenschaftsrates

Drs. 901/92 (überarbeitet) 
Köln, den 4.11.1992 mi/kn

E n t w u r f

12 THESEN ZUR HOCHSCHULPOLITIK

Dieser Entwurf ist das Ergebnis der Beratungen in der Arbeitsgruppe ^Umfang und Struktur 
des Hochschulsystems“, die nach Ihrer fünften Sitzung am 12. Oktober 1992 den Vorsitzen
den gebeten hat, die Kommissionen des Wissenschaftsrates ausführlich über den Beratungs
stand zu informieren. Die vorliegende Fassung ist nach der Sitzung der Arbeitsgruppe am 
12. Oktober 1992 formulier* worden und wurde der Arbeitsgruppe, die ausschließlich aus 
Mitgliedern des Wissenschaftsrates besteht, nicht mehr vorgelegt. Die hochschulpolitische 
Linie des Entwurfs wird von allen Mitgliedern der Arbeitsgruppe getragen. Zu einzelnen 
Vorschlägen in Teil IV „12 Thesen“ gibt es unterschiedliche Vorstellungen und auch noch 
kein abschließendes Votum der Arbeitsgruppe.
Die Arbeitsgruppe legt den Kommissionen des Wissenschaftsrates diesen Entwurf vor, um 
ausführliche Beratungen im Wissenschaftsrat zu ermöglichen und Hinweise für die Abschluß
beratungen zu erhalten.
Der Entwurf wurde von der Wissenschaftlichen Kommission am 31. Oktober 1992 beraten 
und danach überarbeitet. Inhaltliche Änderungen gegenüber der Fassung vom 26. Oktober 
sind durch Randstriche kenntlich gemacht.
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T h ese  1:

Das Interesse der jungen Generation an einem Hochschulstudium ist fortlaufend gestiegen 
und wird weiter steigen. Wirtschaft und Gesellschaft benötigen künftig nicht weniger, son
dern mehr qualifiziert ausgebildete junge Menschen. Die Gesellschaft sollte deshalb nicht 
weniger, sondern mehr in die Ausbildung der jungen Generation investieren. Es wäre falsch, 
die Studienmöglichkeiten einzuschränken und der langfristig weiter zunehmenden Studien
nachfrage entgegenzutreten.

Seite 28 >

T h ese 2:

Eine qualifizierte Hochschulausbildung für 30 % und mehr eines Altersjahrgangs erfordert 
einen entsprechenden Ausbau der Hochschulen und eine den veränderten Quantitäten an
gepaßte Struktur des Studienangebotes. Der Wissenschaftsrat empfiehlt einen gezielten 
Ausbau der Fachhochschulen und eine veränderte Struktur des Studienangebots der Uni
versitäten.

Seite 30 

T h ese  3:

Es ist weder sinnvoll noch möglich, alle Studiengänge soweit auszubauen, daß jeder Bewerber 
den Studienplatz seiner ersten Präferenz erhalten kann. Künftig werden vermehrt Auswahl
entscheidungen unter den Bewerbern notwendig sein.

Seite 31

T h ese  4:

Für die Erweiterung des Hochschulsystems hat der Ausbau der Fachhochschulen Priorität. 
Dieser Hochschultyp soll zu einer auch im Umfang bedeutenden Alternative zum Univer
sität ssektor entwickelt werden. Dazu sind ein energischer Ausbau, die Entwicklung neuer 
Studiengänge und die Beseitigung von Funktionsmängeln erforderlich.

Seite 34

T h ese  5:

Das Studienangebot der Fachhochschulen sollte nicht nur fachlich erweitert, sondern auch 
im Hinblick auf die Organisation des Studiums differenziert werden. Dazu gehören auch 
Studiengangstypen, die bislang nur an Verwaltungsfachhochschulen und Berufsakademien 
üblich sind.



T h ese  6:

Im Studienangebot der Universitäten muß zwischen einem auf Wissenschaft gegründeten be
rufsbefähigenden Studium und der nachfolgenden Ausbildung des wissenschaftlichen Nach
wuchses durch aktive Beteiligung der Graduierten an der Forschung unterschieden werden. 
Das berufsbefähigende Studium mit dem Abschluß Diplom/Magister/Staatsexamen soll.so 
konzipiert werden, daß es von den Studierenden in einer Planstudienzeit von acht Semestern 
studiert und einschließlich Diplomarbeit und Prüfung nach neun Semestern abgeschlossen 
werden kann.

Seite 4L
\

T h ese  7:

Für die forschungsorientierte Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses werden struk
turierte. forschungsbezogene Graduiertenstudien angeboten, die zur Promotion führen. Ein 
vornehmliches Förderungs- und Organisationselement ist das Graduiertenkolleg, dessen Auf
bau weitergehen muß.

Seite 43 

These 8:

Forschung ist eine zentrale Aufgabe der Hochschulen und muß dies auch in einem größer 
gewordenen Hochschulsystem bleiben.. Forschung erzeugt neues Wissen und ist zugleich die 
Basis für technischen Fortschritt und wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wohlstand. Im 
differenzierten Hochschulsystem ist die Forschungsaufgabe an den verschiedenen Hochschul
typen in differenzierter Weise ausgeprägt. Die Universitätsforschung arbeitet gegenwärtig 
vielfach unter widrigen Bedingungen und läßt Schwächen erkennen, die auch im Interesse 
der Qualität der Lehre behoben werden müssen.

T h ese  9:

Weiterbildungsaufgaben haben künftig eine wachsende Bedeutung für die Hochschulen. Dazu 
gehören auch berufsorientierte Aufbaustudiengänge, die bevorzugt als Teilzeitstudiengänge 
eingerichtet werden sollten. Bestehende Aufbaustudiengänge bedürfen in besonderem Masse 
der Evaluation.

Seite 50

T h ese  10:

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Studienreform des Universitätsstudiums erfordert ein 
Bündel aufeinander abgestimmte Maßnahmen der Hochschulen und des Staates, die der



Lehre einen höheren Stellenwert geben und Lehrende und Lernende auf die Ziele und Vor
gaben des überwiegend öffentlich finanzierten Studiums verpflichten.

T h ese  11:

Der Erfolg der vorgeschlagenen Reformmaßnahmen ist davon abhängig, daß die Hochschu
len in die Lage versetzt werden, die Reformziele aufzugreifen und autonom umzusetzen. 
Dies setzt handlungsfähige Hochschulen voraus, denen durch weitgehende Globalisierung der 
Haushalte und Deregulierung des Haushaltsvollzugs mehr Budgetsouveränität .eingeräumt 
werden sollte. Hochschulautonomie und Eigenverantwortlichkeit verlangen nach einem lei
stungsfähigen Hochschulmanagement, vor allen nach einer Stärkung der Dekane.

T h ese  12:

Das vorgeschlagene Konzept für die künftige Hochschulpolitik versucht den Bedürfnissen 
und Anforderungen von Wirtschaft und Gesellschaft an ein modernes Hochschulsystem ge
recht zu werden. Dessen Realisierung erfordert einen höheren Stellenwert der Hochschulen 
in der staatlichen Finanzpolitik. Die empfohlene Einführung von Studiengebühren kann die 
staatliche Hochschulfinanzierung nur ergänzen, die Notwendigkeit zusätzlicher Ressourcen 
insbesondere für Investitionen jedoch nicht ersetzen. Die zusätzlichen Mittel sollten gezielt 
dem Ausbau der Fachhochschulen, der weiteren Entwicklung der Graduiertenkollegs und 
einem signifikanten Zuwachs der Forschungsfordermittel der DFG zugute kommen. Ohne 
zusätzliche Mittel wird es nicht möglich sein, an den Hochschulen 30 % und mehr eines Al
tersjahrgangs qualifiziert auszubilden.

[...]
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Der Wissenschaftsrat empfiehlt mittelfristig einen überregionalen „Investitionsfonds Lehre" 
für die Entwicklung und Durchführung innovativer Lehrformen (z.B. Angebote für selbstin
struiertes Lernen. Fernstudienkurse), neuer Studiengangsmodelle (z.B. Abendstudium, aus
bildungsintegrierte Studiengänge, berufsintegrierte Studiengänge) und neuer .Studiengänge 
einzurichten. Diese Mittel sollten auf Antrag in einem Wettbewerbsverfahren für mittlere 
Laufzeiten vergeben werden. Einen Grundstock für diesen -Innovationsfonds Lehre" könn
ten die Mittel des Modellversuchsprogramms für die Lehre an den Hochschulen bilden, die 
künftig von einer -Stiftung Lehre" vergeben werden wollten.

5. S tu d iengebüh ren

Nur wenige Länder in Europa kennen eine ausschließlich staatliche Finanzierung der Hoch
schulen. Die Entwicklung geht zu einer Mischfinanzierung aüs staatlichen Mitteln. Mitteln 
der Wirtschaft und Gebühren. Eine ausschließlich staatliche Finanzierung des Studiums 
führt zu Nachteilen bei der Steuerung der Ressourcen. Bei den Studenten entsteht leicht der 
Eindruck, daß die Kosten des Hochschulstudiums im wesentlichen aus den privaten Kosten



der Lebenshaltung bestehen. Der Wert eines kostenfrei zur Verfügung gestellten Studien
platzes wird deswegen nicht immer ausreichend gewürdigt. Entsprechend fallt vielfach der 
Umgang mit den Lehrangeboten der Hochschulen aus. Zudem sind mit dem Status des 
Studierenden eine Reihe von finanziell attraktiven Vorteilen zum Beispiel im Steuerrecht, 
in der Krankenversicherung, bei den Verkehrstarifen, bei den Tarifen für Kulturangebote 
etc. verbunden. Die ausschließlich öffentliche Finanzierung des Hochschulstudiums fordert 
mithin einen großzügigen individuellen Umgang mit dem knappen Gut Studienplatz. Eine 
teilweise Gebührenfinanzierung würde diese Nachteile beseitigen und den Studenten in die 
Position eines zahlenden Kunden bringen, der unter Hinweis
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auf das VertragsVerhältnis von der Hochschule verlangen kann, daß sie die mit dem' Studi
enplatz verbundenen Lehrleistungen erbringt. Gebühren würden mithin den Studenten ein 
Mehr an Konsumentensouveränität geben.
Mit der Einführung von Studiengebühren könnte zudem den unterfinanzierten Hochschu
len ein Finanzierungsweg erschlossen werden, der die staatlichen Finanzen ergänzt und es 
ermöglicht, die Studienbedingungen zu verbessern und die Studienkapazitäten auszubauen. 
Dies freilich setzt voraus, daß die Gebühreneinnahmen den Hochschulen verbleiben und ge
zielt zur Verbesserung der Lehre eingesetzt werden.
Die Einführung von Studiengebühren würde es in einzelnen Fächern auch erleichtern, daß 
weitere Hochschulen in privater Trägerschaft entstehen, die auf die Gebührenfinanzierung 
angewiesen sind. Bislang haben private Hochschulen wegen der Wettbewerbsverzerrung nur 
geringe Chancen. Bei der Einführung von Studiengebühren könnten solche Hochschulen das 
Angebot in besonders nachgefragten Studiengängen wie zum Beispiel Design. Wirtschafts
informatik. Betriebswirtschaft und in den internationalen Studiengängen rasch erweitern. 
Gesellschaftspolitisch ist die kostenlose Bereitstellung der Studienplätze kaum zu begründen. 
In keinem Beruf, für den ein Studium vorausgesetzt wird, gibt es einen Engpaß an Hoch
schulabsolventen. der ein gesellschaftliches Interesse rechtfertigen könnte, diese Form von 
Berufsausbildung gegenüber anderen besserzustellen. Dies gilt auch zu beachten, wenn der 
niedrige Stellenwert der Berufsbildung im Dualen System und auf Fachschulen beklagt wird, 
deren Absolventen sich zwar selten an den Kosten ihrer Ausbildung, vielfach jedoch an den 
Kosten ihrer Weiterqualifikation für Positionen, auf denen sie mit Hochschulabsolventen kon
kurrieren. beteiligen müssen.
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Studiengebühren dürfen jedoch nicht dazu führen, daß Jugendliche aus einkommenschwä
cheren Bevölkerungsgruppen vom Studium ausgeschlossen werden. Der Staat sollte deshalb 
für einen Ausgleich unterschiedlicher finanzieller Startchancen sorgen.
Die geltende Gebührenfreiheit wird vielfach mit dieser Aufgabe begründet und daher als 
sozialpolitisch sinnvoll angesehen. Diese Einschätzung verkennt jedoch, daß die aussch
ließlich staatliche Finanzierung auch diejenigen begünstigt, die selbst oder deren Eltern 
über überdurchschnittliche Einkommen verfügen. Die Hochschulexpansion hat nichts an der 
Tatsache geändert, daß Studenten überproportional aus den einkommensstärkeren Bevöl
kerungsgruppen stammen und später über überdurchschnittliche Einkommen verfügen. Die 
geltende Hochschulfinanzierung aus Steuermitteln ist deswegen mit sozialpolitischen Motiven



nicht zu rechtfertigen.
Der Wissenschaftsrat spricht deswegen aus steuerungssystematischen, finanziellen und sozi
alpolitischen Gründen für die Einführung von Studiengebühren aus, die sozialverträglich im 
Rahmen der bestehenden Studienforderung gezielt refinanziert werden. Er schlägt vor, pro 
Semester 1.000 DM Studiengebühren zu erheben. Dieser Betrag ist aus steuerungssystema
tischen und finanziellen Gesichtspunkten ausreichend. Er liegt noch unterhalb der Kosten 
privater Fernstudienangebote und der Gebühren an privaten Hochschulen. Er bewegt sich 
in Kaufkraft gemessen auf der Höhe der Gebühren, die an deutschen Hochschulen bis M itte 
der 60er Jahre üblich waren.
Die Differenzierung der Studiengebühren nach den Kosten des Studiums erscheint bedenk
lich, weil dies zu Lasten der experimentellen Natur- und Ingenieurswissenschaften gehen 
würde. Es erscheint auch nicht notwendig, eine Staffelung
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der Gebühren nach dem Überschreiten der Planstudiendauer vorzunehmen, weil die Langzeit
studenten die Hochschulen kaum zusätzlich belasten. Bei Einführung von Studiengebühren 
könnte auf die immer wieder diskutierten administrativen Maßnahmen zur Begrenzung der 
Studienzeiten durch Pflichtberatung. Prüfungszwang oder Exmatrikulation verzichtet wer
den.
Studierende im Graduiertenstudium, die zum wissenschaftlichen Nachwuchs ausgebildet wer
den, sollten für drei Jahre von Studiengebühren befreit werden, weil ihre Qualifizierung im 
gesellschaftlichen Interesse liegt. Um einen Mißbrauch dieses speziellen Studentenstatus zu 
vermeiden, sollte eine förmliche Zulassung zum Graduiertenstudium durch die Fakultät vor
ausgesetzt werden.
Studierenden, die Anspruch auf Leistungen nach dem BAföG und der Begabtenförderungs- 
werke haben, sollten die Gebühren für die Zeit der Förderungshöchstdauer in vollem Umfang 
als zusätzliche Förderung gewährt werden. Für Studenten mit kurzen Studienzeiten und 
überdurchschnittlichen Leistungen sollten die Erlaß- und Teilerlaßmöglichkeiten des BAföG 
auch für die Gebühren gelten. Diese Anbindung an das BAföG verhindert zusätzliche admi
nistrative Kosten und ist daher anderen Modellen vorzuziehen.
Die Ausbildungsfreibeträge im Einkommensteuergesetz sollten entsprechend erhöht werden.

[...]
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I. Einleitung

''•Mi'.':
Die jüngsten weltpolitischen Er^tvfjcklungcn, die Vereinigung 

Deutschlands, der schrittweise Zusammenschluß Europas Uber den 

Binnenmarkt, die Wirtschafts- und Währungsunion zur politischen 

Union, die Befreiung und Demokratisierung Ost- und Südosteuropas 

bestimmen auch die Ziele und Schwerpunkte der Hochschulpolitik in 

den nächsten Jahren. Die Wicderherstcllitpg freiheitlicher Hochschul- 

verfassungen und die inhaltliche Erneuerung der Hochschulen in den 

neuen Landern sind eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß beide 

Teile Deutschlands zu einer geistigen und kulturellen Einheit züsam- 

mcnfindcn und sich gleiche Entwicldungschanccn im Bildungsbc- 

rcich entwickeln können. Zugleich gilt cs, Studiengange und Sludicn- 

inhaltc unter dem Aspekt der Europäischen Einigung zu überprüfen, 

Stärken und Schwachen der Forschung im Vergleich der Hochschu- 

len weltweit zu analysieren und die notwendigen Strategien für den 

sich verschärfenden Wettbewerb zu entwerfen. Nicht zuletzt obliegt 

Staat und Hochschulen die Pflicht, die Länder in Südost- und Ostcu- 

ropa beim Wiederaufbau ihrer Bildungseinrichtungen zu beraten und 

zu unterstützen.

Die dafür notwendigen Schritte zu entwickeln, Qualität von For- 

schung und wissenschaftlicher Lehre im geeinten Deutschland zu si- 

ehern und zu verbessern, sind zentrale Aufgaben von Ländern, Bund
. . ■• .,r

und Hochschulen im Rahmen ihrer jeweiligen Kompetenzen. Isolierte

V \,C('iCt-xOi«f f
5



Bestandaufnahmen, ein Neu- oder Umbau der Hochschulen und For- 

schung«lnrichtungcn in einem Teil der Bundesrepublik losgelöst von 

den Strukturen, Stärken, Schwachen und Entwicklungen der entspre

chender Einrichtungen im anderen Teil werden gesamtstaatlichen 

Zielen nicht gerecht. Vielmehr ist eine neue, die Oesamtperspektive 

umrauende Entwicklungsplanung erforderlich, die angesichts der Er

fahrungen der letzten Jahre und im Hinblick auf die in einer geson

derten Stellungnahme der HRK skizzierten Entwicklungen in Europa 

flexibel und fortschreibungsfähig angelegt sein muß.

Dafür sprechen auch die .neuesten Prognosen für den Hochschulbe

reich. So werden sich entgegen früheren Annahmen die Studienan

fängerzahlen in den nächsten beiden Jahrzehnten bei etwa 300.000 

pro Jahr einpcndcln. Die Zahl der Studierenden wird nicht unter 1,3 

Millionen fallen und bis zum Jahre 2010 wieder Ober 1,8 Millionen 

ansteigen, denn:

• in den alten Bundesländern wird die Sludienberechiigtenquote 

(Anteil der Schulabsolvcntcn mit Studienberechtigung an der Ge

samtzahl der Schulabsolvcntcn eines Altcrsjahrganges) von der

zeit 34% auf Uber 40% (erstmals 1999) steigen,

• der Anteil der Studienanfänger am Allersjahrgang (Durchschnitts

jahrgang der 19- bis unter 21jährigen Bevölkerung) wird von der

zeit 31% auf ca. 34% steigen,

• in den neuen Ländern wird die Studienberechtigtenquote von der-



zeit 26% bis zum Jahr« 2000 jsuf 33% anjttelgcn,

der Anteil der Studienanfänger am Altersjahrgang in den neuen
II ., I . & •

Ländern, der derzeit bei |3% licgf, yylrd sich in etwa verdoppeln,
■■ <«■ *<•' • '

wenn die Studienberechligteoqüote wie oben beschrieben und die 

Übergangsquote von derzeit 52% auf 75% bis zum Jahre 2000 an-

StcigL l)

Damit haben sich die Annahmen zur Hochschulcntwicklung als falsch
. • •

erwiesen, dio • orientiert allein an der demographischen Entwicklung 

- seit Mitte der 70er Jahre von einem zeitweiligen "Sludcntenbcrg” 

und dessen "Untertunnclung" ausgehen. Die/Überlast/ die vorüber-
f.M.» ; ;! ■ v • ’ ’ \ ’

gehend zur Sicherung der Bildungs-.und Ausbildungschancen der
• . • >’■; ‘P/. . . *

jungen Generation von den Hochschulen getragen werden sollte, wird 

zur Dauerbclastung und entwickelt systcmdeformicrcndc, dysfunklio- 

nalc Wirkungen.

Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) hat sich deshalb auf ihrer 

Plenarversammlung am 4.11.1991 nicht mehr in der Lage gesehen, 

den "Öffnungsbeschluß" aus dem* Jahre }977 weiter mitzutragen.

•• • '• :• {iki. ■
individuelle Studicmei^ng; wird auch'langfristig nicht abneh

men, sondern eher wachsen. Diese Tendenz wird durch die steigende

Die

0  KMK-Prognose vom Januar 1991

—> Ö ffn t« !  a  I x  s o , • « v. J z t * i - ü c £ - " < s
<J '

v *•'v • .



Nachfrage des Arbcllsmarktes nach Arbeitskräften, die eine höhere 

Qualifikation aufweisen, befördert Schon 1987 waten 10,3% der 27,1 

Millionen Arbeitnehmer in den alten Bundesländern Hochschulabsol

venten (1985: 8,5%). Etwa zwei Drittel davon besaßen einen Univcr- 

sitttts—, ein Drittel einen Fachhochschulabschluß. Darunter stellten die 

Ingenieure mit rund 530.000 Personen die grüßte Berufsgruppe dar. 

In ihren Reihen Ubcrwiegcn die Fachhochschulabsolventen.

Es ist davon auszugehen, daß bis zum Jahre 2010 der Anteil der Uni- 

versitälsabsolvcnten an den Berufstätigen um 80% auf etwa 3,2 Milli

onen - das sind knapp 12% der Beschäftigten -  und der Anteil der 

Fachhochschulabsolvcntcn um 39% bis 55% auf 2,8 bis 3,1 Millio

nen -  das sind rund 10% der Beschäftigten -  nnsteigen wird.1) Ten

denziell werden sich auch in den neuen Bundesländern - wenn auch 

mit einer längeren Übergangszeit -  die Verhältnisse auf dem Arbeits

markt diesem für die alten Länder prognostizierten Trend anschlic- 

ßcn.

Unabhängig von kurzfristigen Schwankungen des Arbeitsmarktes be

steht nicht nur ein unumkehrbarer nationaler wie internationaler 

Trend zu einem immer größer werdenden Anteil wissenschaftlich

11Tentring: Tendenzen de» Qiulirikatiowbedirf» in der Bundesrepublik Deutichltnd bi» 
zum Jihre 2010, Implikationen der lAB/Prognoiprojdction 1989 für die QuaUfikationsitmkuir 
der AibeiupUtze in Westdeutschland in: Mitteilung aus der Aibeiu* und Berufsfonchung, 
24.J*,199I, Verl. Kohlhammer
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ausgebildelcn Personals in allen Bereichen der Arbcitswcll, sondern 

auch ein wachsender Bedarf an Facharbeitern. Nach Prognosen des 

Nürnberger Instituts fdr Arbcits- und Berufsforschung werden im Jah

re 2010 mindestens 160.000 Facharbeiter mehr als die derzeit 6.13 

Millionen Beschäftigten benötigt Dabei bleibt unberücksichtigt, daß
1 S »

schon jetzt rund 10% aller Facharbcitcrstellen mit Nichlfachkräftcn 

besetzt sind, also der Bedarf an Spezialisten in diesem Bereich tat

sächlich weitaus höher ist. t

Zur Lösung der Probleme bedarf es einer Grundsatzdiskussion Uber 

Umfang, Struktur und Inhalt des Bildungs-, Ausbildungs- und For- 

schungsbcrcichcs. Sie muß zu Entscheidungen Uber die Eckwcrtc der 

zukünftigen Hochschul-, Schul- und Bcrufsbildungspolitik führen.



II. Aktuell« Situation der Hochschulen
i. > • ; 1 . ■ ■

Im Jahre 1991 haben sich ca. 302.000 Studienanfänger an den Hoch-
i *• .*« »I..

schulen in der Bundesrepublik Deutschland (ohne Verwaltungsfach- 

hochschulen) und damit etwa 30.000 mchf eingeschrieben, als in der 

Prognose der Kultusministerkonftra^ 1991 als Ober

grenze vorausgesagt wurdo. Dio Zahl der an den deutschen Hoch-
# *. %i * ft f

schulen eingeschriebenen Studierenden ist im Wintersemester
’ I ' *

1991/92 auf den neuen Höchststand von 1,78 Millionen gestiegen.

Im einzelnen ergibt sich folgendes Bild, bei dem die Entwicklung in 

der' Medizin wegen ihrer im Hinblick auf die Finanzierung wie auch 

durch den Numerus clausus bestimmten Sondersituation jeweils ge-
' ;■ ■ 1 ‘ • ' ' I'

sondert ausgewiesen wird: ' 1

1. Die Zahl der Studierenden an.don Hochschulen in den alten
■ ■. • • I; ’ ;< ;■frW»tf:;<v .« •• 1

Bundesländern beträgt rund 1,63 Millionen (ohne Verwaltungs-
i'* 1 , ' • ' I '  ̂ m;{ '  ̂. '

fachhochschulen). An Universitäten sind etwa 1,14 Millionen, 

' einschließlich der Humanmedizin'1,24 Millionen Studierende

eingeschrieben. An Fachhochschulen sind es rund 350.000, an 

Kunst-, Musik- und sonstigen Hochschulen rund 40.000 Studic- 

• tende. • übersteigt jene

aus dem Jahr des öffnungsbekmusses (1977)1* damit um mehr
•• v  mrnifcvU'f ;• •. *

als 75%2(v p le  S|udicnanfängcrzahl (1. Hochschulsemester) lag

*) 848.700 ohne Medizin, 913.000 m it Medizin 

78 %  ohne Medizin; 73,9 %  mit Medizin
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im Jahre 1991 Uber 270.000. Davon hauen sich Uber 193.000 an 

Universitäten, darunter rund 12.000 in der Medizin, 3.000 an 

Kunst- und sonstigen Hochschulen und Über 72.000 an Fach

hochschulen eingeschrieben. Sie lag damit ohne Medizin um 

rund 70%, mit Medizin um 65% Uber der Zahl des Jahres 1977 

(vgL Tabelle 1).

Demgegenüber ist die PcrsonalausstaUung an den Hochschulen 

- ohne Klinika • fast unverändert geblieben. D ie Zahl der Stellen 

ftlr wissenschaftliches Personal in den Landeshaushaltsplfincn ist 

von 34.000 im Jahre 1977 auf 34.300 an Universitäten, Gesamt-, 

Kunst- und Musikhochschulen und von 8.800 auf 9.500 an Fach

hochschulen im Jahre 1989 gestiegen (vgl. Tabelle 2).

Das durchschnittliche, Uber alle Fächer • die Medizin ausgenom-
I ,

meri • ermittelte Verhältnis von Lehrenden zu Studierenden hat 

sich von 1977 bis 1990 an Universitäten von 1:12,3 auf 1:20,5 

• die Medizin einbezogen von 1:11 auf 1:16 -  und an Fachhoch

schulen von 1:18 auf 1:37 verschlechtert’  ̂Wenn man entspre

chend den Empfehlungen des Wissenschaftsrates zu den Per

spektiven der Hochschulen in den 90er Jahren nur die Zahl der 

Studierenden an Universitäten im vierten bzw. an Fachhochschu-

, J V|I. BMBW, Grund- u. StroktunUten, 1991/92, S. 218 ff.



len im dritten Studienjahr heranzieht (ygl.Jabellc 3), um bei der 

Berechnung der Lohrbelaslung die statistischen Verzerrungen 

durch Langzeitstudierende und Studienabbrecher zu eliminieren, 

haben sich di<̂ Betrcuungsrelalionciy Mit (973 an Universitäten 

um 40%’* und an Fachhochschulen um Uber 70%jyorachiechtcrt\ 

(vgl. Tabclio 4).

Auch die ^ u mlichc A uaügmggjder Hochschulen liegt weit über 

1000 % - die Zahl der flächenbezogene^ Studienplätze ohne Me

dizin beträgt 7355.000, nämlich an Universitäten und gleichge- 

stellten Hochschulen 593.000, an Fachhochschulen 144.000 und
• • . ;  .. f.;.. .•■■■•

an Kunst- und Musikhochschulen 18.000. Hinzu kommen schät

zungsweise 66.000 Studienplätze in der Medizin.

Zieht man für die Berechnung der räumlichen Auslastung nicht 

die Gesamtstudierendenzahl heran, sondern nach der Formel des 

Wissenschaftsrats lediglich die Studierenden innerhalb der Re- 

.gclstudienzeit, so ergibt sich für das Wintersemester 90/91 eine 

' Auslastung der Universitäten von 155$Johne bzw. 150 % mit 

Medizin und der Fachhochschulen von 160%. Dabei werden als 

durchschnittliche Rcgclstudicnzcitcn ftir die Universitäten 5, für 

die Fachhochschulen 3,5 Jahre zugrundcgelegt.2)

0  Hier kann der Mediziiunleil nicht hemuigenechnet werden. ..
7)Vgl. W inR , Empfehlungen m m  21. RihmenpUn für den Hochichulbau, 1992-1995, Bd.l,
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Nicht weniger kritisch hat sich die Situation der Hochschulfor* 

schung entwickelt Gegenüber 17/4% im Jahre 1978 betrug im 

Jahre 1994 ihr Anteil am gesamten Forschungsbudget in der 

Bundesrepublik, das sich auf etwa 66 Milliarden DM belief, 

13,6%,-a lso  ca.8Mrd. DM (Wirtschaft 71%, außeruniversitäre 

Öffentliche Forschungseinrichtungen 12,6%, internationale For

schungseinrichtungen 2,8%). Während sich die Ausgaben ftlr die 

Industrieforschung seit 1979 nominal mehr als verdoppelt 

haben1), sind die Etats der Großforschungseinrichtungen um no

minal 45%, die der Max-Planck-Institute uhi nominal 63% 

gestiegen2). Die den Hochschulen zugewiesenen Sachmittel tra

gen deren besonderer Belastung nicht Rechnung, was zu einer 

realen Stagnation und zu einem stetigen Sinken des Forschungs- 

antcils der Hochschulen am gesamten Forschungsvolumen ge- 

, führt hat.3)

Die GmndausstaUung der Hochschulen für die Forschung ist in 

personeller, räumlicher und apparativer Hinsicht nicht mehr aus

reichend. Es fehlen Räume und Geräte, Werkstätten reichen 

nicht aus, Kommunikationsnetze sind nicht hinreichend lei

stungsfähig. Bibliotheken können die neu erschienene Literatur

1) Vf)- Fektenbericht 1990 zum Bundeibericht Fonchung 1988,

2) Vgl- dito, S. 279 ff

* 3) Vgl. W iiien id itf tm t, Empfehlungen zur Zuumm en*ibeit von 
umgen und llochichulcn, K « n  1991, S.29

S.340,

Groflfonchungietnrich-

£>» ( t'C« (■< ':f •1 ' I14
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für Porachung und Lohre mangels Mitteln nicht im gebotenen 

Umfang erwerben. Die Lage wird bla zur Gefahr aufslchüibe

hördlichen Einschreitens dadurch verschärft, daß z.T. erhebliche 

Miuel fehlen, die für die Erfüllung neuer gesetzlicher und ande

rer rechtlicher Auflagen, z.B. in verschiedenen Sicherheitsberei

chen fl3e(ahrstoffVO etc) notwendig sind. Der crheblich^Bedärfj  

^^R einvesütionsm l^n^dcr infolge der Überalterten räumlichen 

und sächlichen Ausstattung besteht, wird bei weitem nicht ge

deckt.

Infolge desren stehen die Hochschulen seit geraumer Zeit u.a. 

vor zunehmenden Schwierigkeiten bei der Besetzung von Pro- 

fossarenstelleh. Dabei lassen nicht nur finanzielle Aspekte dem 

wissenschaftlichen Nachwuchs eine Hochschullehrerlaufbahn im
•* • I *, ‘

Vergleich zur Berufstätigkeit außerhalb der Hochschulen unat- 

traktiv erscheinen. Angesichts der holten ^tudicrcndenzahlen bei 

praktisch unveränderter Personalausstattung der Hochschulen 

sind die Anforderungen dies Einsatzes in'der Lehre so hoch ge- 

worden, daß sich gerade die verantwortungsbewußten Nach

wuchswissenschaftler in der Lehre aufreiben und darüber die 

persönliche wissenschaftliche Qualifikation in der Forschung zu

kurz kommt oder diese Qualifikation zu lange dauert
: ' ■ V • -,l ;• •• ' - f" '.

■ " ' * =5?M * ?' ' l''; :t ^ ., / f  V'i" ■ ' I
Für die anstehenden Neuberufungen-<^äLJ75&.des Lehrkörpers!

•• .• • I
scheiden.in.den nächsterclS-JahreaJÜlcrgbedingt-aus-  fehlen]

ßcU M '\

- U,,(c.A.
i(.( i ( fi



vielfach die notwendigen Investitionsmittel.

Die Hochschulen haben durch Einweihung von Drittmitteln die 

Folgen dieser Unterfinanzicmng zwar mildem, nicht aber kom

pensieren können. Sie haben ihr Drittmittelvolumen im Zeitraum 

1970 bis 1985 nominal von 650,6 Mill. DM auf 2 ,1 -Milliarden 

DM gesteigert, also mehr als verdreifacht Die Zahl des aus 

Drittmitteln finanzierten wissenschaftlichen Personals stieg von 

etwa 9.300 im Jahre 1980 auf 19.262 im Jahre 1988. Rund 

der Mittel stammen aus der öffentlichen Forschungsförderung, 

vor allem von der DFG. Allerdings reicht die Ausstattung der 

^FG j>ci weitem nicht aus, um die Forschungsanträge aus den 

Hochschulen angemessen zu fördern. Dies wird durch die auf 

unter 45% gesunkene, ..Bewillimingsquotc im Normal- und 

Schwcrpunktvcrfahrcn belegt. Auch die Forschungsförderung 

durch das BMFT wurde 1990 gegenüber 1989 um 40 Millionen 

DM zurückgenommen und soll für die Zukunft auf diesem Stand 

(nominal 700 Millionen DM) eingefroren werden. Die Einwer

bung von Drittmitteln ist regelmäßig mit einer zusätzlichen Bela

stung der Grundausstattung verbunden. Die Defizite in der 

Grundausstattung der Hochschulen machen cs schwierig, die 

Driltmitlclcinwcrbung auch künftig auf der bisherigen Höhe zu 

halten oder sie gar weiter zu steigern.

Hinzu kommt die sich gegenwärtig durch die Vorschläge der
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EG-Kommission in ihrem Memorandum zur Hochschulausbil

dung verstärkende Gefahr zunehmender Übertragung von For- 

schungsförderungsmiucln und Kompetenzen auf Organe oder 

Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaft. Dies kann zu
* * I \ s | 1

weiteren Defiziten in der nationalen Hochschulfinanzierung fuh
ren. Außerdem sind in der Europäischen Gemeinschaft im Be

reich der Forschungsförderung Verfahren und Entscheidungen 

derzeit nicht gewährleistet, wie sie mit dem bewährten und er

folgreichen System der Selbstverwaltung der Wissenschaft in

Deutschland vor allem in der DFG verwirklicht sind.
■

Der Anteil der Nettoausgaben für' die Hochschulen am 

Bruttosozialprodukt1 ) ist von 1,32% im Jahre 1975 auf 0,99% 

im Jahre 1989 gesunken.

n 1
' Mit dd n  Wissen sch aftsrat ist danmter der Anteil der öffentlichen Ausgaben für die 

Hochschulen und ihre Mitglieder am Bnmotoxialprodukt zu verstehen. Dabei handelt et 
sich um die Neitoausgaben abzüglich der Verwaltung«- und Klinikeinnahmen, eintch). der 
Ausgaben für BAFög, Graduieitenfördenmg.

Von KMK und FMK wird mit den Netloaus gaben für Wissenschaft, Forschung und Ent
wicklung insgesamt durch Bund, Linder und Gemeinden gerechnet Der Begriff der Netto
ausgaben beinhaltet hier zusluUcK den Studentenwohnheim bau und die gemeinsame For- 
ichuncifOfderung.
Diese Rechnung ergibt Anteiliweite von 1,76 % (1977) und 1,55 % (1990) am BSP.
Andere wiederum errechnen a) den Anteil der HochichuUusgaben an den öffentlichen Ge- 
gamtauigaben undI b j am BSP. Dabei lind weder die Ausgaben für die Mitglieder der Hoch- 
ichulcn (alio BAFÖG und GraFÖG) erfaßt noch die gemeiniame Fonchungffördenmg. 
Dici ergibt Anteiliwerte von a) 2,6 (1975) und 2,2 % (1990) der öffentlichen Gesamtausga
ben und b) 0,9 (1975) und 0,7 %  (1990) des BSP.



2. An den Hochschulen In den neuen Lindern haben sich zum 

Wintersemester 1991/92 rund 36.700 Studienanfänger immatri

kuliert. Insgesamt studieren rund 136.000 Studenten an den 

Hochschulen der neuen Linder. Berechnungen Uber die Zahl dSk 

Studienplätze nach Flttchcnrichtwerten werden erst zum Jahre

sende vorliegen.

Die notwendige Umstrukturierung und Erneuerung der Hoch

schulen wird erschwert durch Finanzrestriiclionen. Die Personal- 

ausstatlung wird teilweise bis auf 40% des Stcllcnbcstands von 

1991 reduziert. Die damit verbundenen beruflichen und finan

ziellen Unsicherheiten, fehlende Haushalts- und Ausstaitungs- 

pllnc, die unzureichende Grundausstatlung, ungeklärte Eigen- 

lumsfragcn und die schleppende Realisierung dringend erforder

licher Bausanicrungen und Neubauten geftthrden die Funktions- 

fähigkeil der Hochschulen und den Wiederaufbau von Fächern. 

Sic führen schon jetzt zur Abwanderung insbesondere jüngerer 

qualifizierter Wisscnschafllerinnen und Wissenschaftler sowie 

von Studierenden.

Die mangelhafte Finanzausstauung der neuen Linder hat dort 

zur Errichtung einer großen Zahl unter Bundesbeteiligung finan

zierter außcnmivcrsitlrer Forschungseinrichtungen geführt, ob

wohl das ursprüngliche Ziel der vom Wissenschaftsrat durchge

führten Evaluation der Akademien der Wissenschaften, des Bau-

I



wescns und der LandwirtachaftsWissenschaften der ehemaligen 

DDR die Stärkung der Hochschulforschung war« Die Zahl der 

Blaue-Liste Institute steigt dadurch in Deutschland um 75%, die 

Zahl des dort tätigen Personals um 90%. Dies fuhrt zu grundle

genden Strukturveränderungen mit langfristigen Auswirkungen 

und darf deshalb nur eine -  aus der Not geborene -  Übergangslö

sung sein. Der größte Teil dieser Institute sollte so schnell wie
V * . ‘ ’

möglich unter entsprechender Erhöhung des Haushaltes in die 

Hochschulen integriert werden. Diese Integration sollte schon 

jetzt durch Kooperationen zwischen Hochschulen und Instituten 

vorbereitet werden, denen jedoch Strukturentscheidungen für 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen in den Ländern vor

ausgehen müssen.

Zu Lage und Perspektiven der Hochschulen in den neuen Bun

desländern wird auf die Empfehlungen und Stellungnahmen der 

HRK und des Wissenschaftsrates sowie das Hochschulemcue- 

mngsprogramm von Bund und Ländern verwiesen.





III. Qualitative Anforderungen und Struktur de« Hochschulbereichs

I. Die staatlichen Hochschulen sind Grundpfeiler für die wissen*
••• ■...

schädliche, kulturelle, technische und wirtschaftliche Entwick*
. II’- (/jijjlatiiU., ,

lung in der Bundestepublik Deutschland. Aus ihnen geht das im
<-v. ;• ■ :_ •, .

internationalen Wettbewerb dringend benötigte Wissen und ent-

sprechend (aus-) gebildete Personal als entscheidende Vorausset

zungen für die Prosperität von Gesellschaft und Wirtschaft her

vor.

. ' ■
Die staatlichen Hochschulen nehmen ihrem Profil entsprechend

unterschiedliche Aufgaben in Lehre und Studium, Forschung und

Entwicklung wahr.
i ~ *•'

Die staatlichen Hochschulen müssen differenzierte Bildungs- und 

Ausbildungsangebote zur Verfügung stellen, die den
• ■ • 11 !. i.; ' ' ' •

r‘■ ' ( .
- unterschiedlichen Fähigkeiten und Interessen der jungen 

Menschen,

unterschiedlichen Bedürfnissen der Wissenschaft und 

unterschiedlichen Anforderungen der Berufs- und Arbeits- 

well 1 .

entsprechen. 7
■ * • . • "•■ V*

Die Ausbildungswege innerhalb und außerhalb der Hochschulen
. * » *• . *«V '• ifA-

müssen so angelegt sein, daß ein Wechsel nach Abschluß be

stimmter Phasen und nach Erwerb entsprechender Qualifikatio-



ncn auch Innerhalb Europas möglich is t  Die Studiengänge sind' 

so zu gestalten, dafi Möglichkeiten zum Erwerb berufsqualifizie

render Studienabschlüsse - auch im Vergleich mit ausländischen 

Ausbildungssystemen - frühzeitig eröffnet werden.

2. Schon im Beschluß "Die Zukunft der Hochschulen" vom 4.Jbli 

1988 hat das Plenum der Westdeutschen Rektorenkonferenz fest

gestellt, daß ein "eindimensionales Hochschulkonzept" an den 

Erfordernissen eines modernen Wissenschaftssystems vorbei ge

he. Es hat deshalb das bestehende Hochschulsystem, in dem un

terschiedliche, aber gleichwertige Hochschularien mit jeweils ei- 
0

genständigen Profilen die unterschiedlichen Anforderungen in 

Forschung, Lehre und Studium in Aufgaben- und Arbeitsteilung 

erfüllen, als notwendig angesehen.1^

Die IIRK hält an dieser Auffassung fest. Die dem Gebot der Di

versifikation Rechnung tragende Differenzierung des Hochschui- 

systems, insbesondere zwischen Universitäten und Fachhochschu

len, hat sich bewährt Dieses System der gleichwertigen, aber un

terschiedlichen Hochschularten sollte deshalb beibchalten, seine 

profilierenden Konturen sollten aber noch mehr ausgeprägt 

werden. Dabei sind folgende Grundsätze zu beachten: *

*1 Vgl. WRK, Dir Zukunft der Hochschulen, Dokumente zur Hochichulreform 63/1988, . 
. Bonn, Juü 1988, S. 40



a) Die Einheit der Wissenschaft, die' der Disziplinen,

die Freiheit, Einheit und Gleichrahgigkejt von Forschung

und Lehre, der Auftrag zur Heranbildung des wisse nschaft-
• T* ;rt

liehen Nachwuchses sowie die Gemeinrehaft von Lehren

den und Lernenden sind auch zukünftig prägende Struktur«-
• • • t i V;?

lemente der Universität.

Die Universitäten waren immer auch Einrichtungen der Be

rufsvorbereitung. Im Laufe der Bildungsexpansion der Ictz- 

ten zwanzig Jahre ist der auf diese Funktion entfallende An

teil im Spektrum universitärer Aufgaben erheblich gestie

gen. Bildung durch Einbeziehung in den Prozeß der Wissen

schaft ist angesichts der Massonnusbildung in den Univcrsi- 

täten als Angebot der Institution nur begrenzt möglich. Vic-
. ' r V * ■
Io Studierende streben eine benifs- und karrierevorbereiten-

• .• : •' "v'l ly
de Ausbildung an. Diese Haltung entspricht einer auf hohem 

Niveau stabilisierten und weiter zunehmenden Nachfrage 

des Arbeitsmarktes nach, den komplexen Anforderungen 

von Industrie, H!ando| und Verwaltung Rechnung nagenden 

Qualifikationen.;

Die universitäre Lehre muß auch im Bereich der Berufsvor- 

bereitung vorrangig theorieorientiert - i.S. von theoretischer 

Durchdringung insbesondere der Grundlagen des Faches - 

ausgerichtet sein.

6> Ü
. Ol V



Es muß vom Selbstverstfindnis der Universität her möglich 

bleiben, die Verbindung von Forschung und Lehre zu ver

wirklichen. Die Universität hat die Heranbildung des wis

senschaftlichen Nachwuchses zu gewährleisten. Sie hat For

schung, insbesondere Grundlagenforschung, in Natur- und 
% # f

Ingenicurwissenschaften auch angewandte Forschung, in in

ternational konkurrenzfähiger Qualität zu betreiben. Dieso 

ist auch die Grundlage für Wissens- und Technologietrans

fer zwischen Universität und Gesellschaft Eine Umstraktu-, 

ricrung der Universität zur primär berufsorientierten Ausbil

dungsanstalt mit allenfalls subsidiärem Forschungsauftrag 

verfehlt damit das gegenwärtig und künftig maßgebende 

Sclbstvcrstündnis der Universität Mit einer solchen Verän-. 

derung würde eine wesentliche Säule des funktionsdifferen- ■ 

zierten Hochschulsystems zerstört *

Die Fachhochschulen, deren Ursprünge ebenso wie die der 

Technischen Hochschulen auf die Gewerbeschulen des 18. 

und 19. Jahrhunderts zurückgehen, wurden Ende der 

60cr/Anfang der 70er Jahre gegründet, um auf die insgesamt 

steigende und nach differenzierten Ausbildungsprofilcn ver

langende Ausbildungsnachfrage angemessen zu antworten.

Fachhochschulen haben einen hervorgehobenen Aufbag in 

der Lehre, deren Anwendungs- gegenüber ihrer Theorie-



c

Orientierung besonders hervortritt,

Berufspraktische Eingangsvoraussetzungen für die Studie*
' li

renden, integrierte praktische Studiensemester, mehrjährige 

verantwortliche Berufspraxis als Voraussetzung für die Be

rufung der Professorinnen und Professoren sind wesentliche 

Faktoren für den Anwendungsbezug von Lehre und Sludi- 

um an Fachhochschulen.

i J* . •

Die Praxisorienüerung der Ausbildung setzt die Wahmeh- 

mung von Aufgaben in der anwendungsorientierten For

schung und im W issens-/ Technologietransfer voraus. An

gewandte Forschung, Entwicklung und Wissenstransfer sind
! ! *

daher notwendige Aufgaben t}cr pachhochschulcn, auch 

wenn sie gegenüber den Aufgaben der Fachhochschulen in 

der Lehre zurücktreten.



%

IV. Maßnahmen «ur Stärkung dca Hochschulwesens

Zur Stärkung des differenzierten Hochschulwesens in Deutschland 

sind strukturelle Reformen der Hochschulen und finanzielle Anstren

gungen des SWales erforderlich.
• * , /

Die Sicherung und Wiederherstellung der Funktionsfähigkeit der ' 

Hochschulen sowio die Einrichtung neuer Fächer sind in ihrem Be

darf nebeneinander zu sehen und dürfen nicht miteinander verrechnet 

werden.

- : -• ! : • • ' I
Von dem Realisierungsgrad und dem Erfolg dieser Maßnahmen wird

es abhängen, ob ejrje weitere institutioneile Diversifikation des Hoch-

schulbcrciches erforderlich ist.

i i . .! : •. • .
1. Studienreform a n  Universitäten

i , • ‘
a. Für die universitäre, auf Forschung aufgej>aute Lehre ist es erfor

derlich, daß der Universitätslehrer Forschungserfahrung hat Die 

Bewährung in derForschung soll auch zukünftig Voraussetzung 

für seine Lehrtätigkeit sein. Dabei erscheint es sinnvoll, im Sinne
.. i V ,f.TiV».r *. ;*;• • f> *'

höherer Flexibilität der Institution die Möglichkeit zu individuel- 

ler, in ihrer zeitlichen Folge unterschiedlicher Schwerpunktscl- 

zung in Forschung und Lehre zu eröffnen und dafür ggf. Anreize 

zu geben.



c

\ AngcsichU der unverändert hohen Nachfrage nach universl-]

( llrtr Ausbildung Ist es unvertretbar, univeralUire Ausbil

dung für einen kleinen Kreis der Bevölkerung zu reservie

ren. Die Universitäten müssen deshalb auf die dauerhafte 

Herausforderung der Ausbildung eines Drittels eines Allers

jahrganges mit einer Änderung der Studienstruktur reagie

ren. Hierbei ist vorrangig eine Aufteilung und Abstimmung 

zwischen grundständigem Studium und wissenschaftlichem 

Aufbau- und Verticfungsstudium sowie berufsorientiertem r 

Wciterbildungsstudium erforderlich.
\

Ziel univcrsitflier Lehre sind berufsfähige, mit Grundlagen

wissen und Mcthodcnkcnntnissen eines Faches ausgestattete 

Absolvcnlinncn/en. Die Anforderungen sind von Fach zu 

Fach unterschiedlich. Sie müssen dem Umstand Rechnung 

tragen, daß die Halbwertzeit des vermittelten Wissens stän

dig kleiner wird und die Notwendigkeit lebenslangen Ler-
V

nens allgemein anerkannt is t  Ist aber das grundständige 

Studium keine hinreichende Ausrüstung mehr für ein ganzes 

Berufsleben, so kann die universitäre Berufsvorbereitung in

haltlich entlastet und zeitlich verkürzt werden. Das grund

ständige Studium ist inhaltlich so zu strukturieren undLorga-. 

nisatorisch so zu gestalten, daß es von durchschnittlich be

gabten Studierenden in der Regeistudicnzeit absolviert wer

den kann, die KMK und HRK einvemehmlich in den Rah-



VM"
menprilfungsordnungen für dio. einzelnen Fächer fcstgelcgt 

haben bzw. noch fesüegen. Dio AusdijTorenzierung in spe

zielle Studienrichtungen und vertiefte Fach Spezialität sollte
. / •

im grundständigen Studium unter Einschluß der Prüfungen, 

Abschlußarbeiten und Examina zurückgenommcn werden. 

Mil dem Abbau der Prüfungsreleyanz von Spezialisierungen 

• wird Freiraum für die exemplarische Einbeziehung von In-

I tcrcssicrtcn in die Forschung zumindest im Hauptstudium 

geschaffen umjfeelteh'etantwortctes'StudicrcnTjlas nach wie 

vor ein Charakteristikum des universitären Studiums ist, er

möglicht

In geeigneten Studiengängen könnte die Strukturreform der 

Studicninhalte auch zui/Einführung gestufter ÄbschlUssc.in-
■ t- ----- i-r-t-t-f-'-f. ■ ..................

ncrhalb der Regelstudicnzcil genutzt werden. Realisierung 

und Erfolg entsprechender Abschlüsse hängen davon ab, ob 

sie auf dem Arbeitsmarkt akzeptiert werden.

■ : i . !'• ■
Dem Grundsatz der Diversifikation entsprechend darf die 

Reform des Universitätsstudiums aber |iicht_zu einer Kopie 

j von Fachhochschulstudicngängcn führen.

Wissenschaftliche Vertiefung und Spezialisierung kann in 

einem das Modejl des Graduiertenkollegs aufnehmenden,t:I;
auf die Promotion gerichteten, an eine besondere Zulassung

' i ' ■' ,
gebundenen Aufbau- und Vertiefungsstudium erfolgen. Hier



können die Gemeinschaft von Lehrenden und Lernenden so* 

wie die Einbeziehung der Graduierton in den Prozeß des 

Forschen*, kann der Ge- danke der Einheit der Wissenschaf

ten durch den Ausbau der Intcrdisziplinaritat von Forschung 

und Lehre verwirklicht werden. Hier ist die aktive Teilnah

me aller Studierenden an einer breiten theoretischen Durch

dringung des jeweiligen Faches sowie die Beschäftigung 

mit vertiefenden Fragestellungen unabdingbar.

Im übrigen sollte die Spezialisierung als Herbeiführung der 

Berufsfertigkeit -  wie heute schon vielfach bewährt- der 

Praxis überlassen bleiben. Den Universitäten und Fachhoch

schulen obliegt es, in einem Weiterbildungskonzept Ange

bote für diejenigen Berufstätigen zu entwickeln, die die in 

der Praxis erfolgte Spezialisierung wissenschafüich vertie

fen, erweitern und erneuern wollen.

b. Die Erfolgsaussichtcn solcher inneren Strukturänderungen 

hängen auch von der Vorbildung der Studienbewerber ab. 

Sie muß ein Mindestmaß an Einheiüichkeit aufweisen. Die 

erforderliche allgemeine Grundbildung sollte - entsprechend 

der gemeinsamen Stellungnahme von WRK und.KMK zur 

"Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe und allgemeinen 

Studierfähigkeil" aus dem Jahre 1982 • durch den bis zum 

Abitur kontinuierlichen Unterricht in den Fächern Deutsch,



mindestens einer Fremdsprache, Geschichte, Mathematik

und mindestens einem naturwissenschaftlichen Fach crfol-
' '

gen. Die Länder sollten dafür Sorge tragen, daß durch die 

Abiturprüfungsverfahren ein Höchstmaß an Gerechtigkeit 

bei der Verteilung von Bildungschancen erreicht wird.

Diese Maßnahme würde die Frage nach dem Wert des Abi-

turs als nicht nur notwendigem; sondern hinreichendem 
• 1 • •

Qualifikationsnachweis für ein Universitätsstudium und die

Forderung nach "fachspezifischen Hochschulcingangsprü* 

fungen" entschärfen. Gleichwohl ist die HRK bereit, sich an 

ejner Optimierung der Abstimmung z^i|chen unterschiedli

chen Studienangebots* und Sludiennactifrageprofilen zu bc* 

ledigen. In jedem Falle sollten die innerhalb der rechtlichen
* » • .y* ■ ' ' • ’

Rahmenbedingungen schon bestehende^ Möglichkeiten der

sungsenischcidüngjaufzustellen, stärker als bisher genutzt 

weiden.

c. Die HRK hält cs für notwendig, daß bei der Berechnung der
• . . .  »ii./!•! - *

Ausbildungskapazitäten der Universitäten neben dem Bo* 

treuungsaufwand für das grundständige Studium auch derje- 

nige für die Vertiefungs* und Weiterbildungsstudien ange*
■ . .' i." ■

messen berücksichtigt wird. Außerdem müssen Hochschu

len und staatliche Seite gemeinsam Maßnahmen zur Reali*

> h t t"C



slcrung der Studlenroform entwickeln und durchsetzen. Da

zu zählen auch den Wettbewerb steigernde Anreiz- und 

Sanktionsmechanismen.

2. Sicherung der UnlvitnUäL\fonchung

Zur Stärkung der Univeroitätsforftchung wiederholt die HRK ih

re Forderungen,

- die Tendenz zur Ausglicdcrung von Forschung aus den 

Hochschulen zu stoppen und umzukehren, 

die seit Jahren rückläufige Grundausstattung mit Geraten 

und Sachmitlcln so zu verbessern, daß die Universitäten im 

Wettbewerb um Fördcrungsmittei wieder konkurrenzfähig 

werden oder - wo sie es noch sind • bleiben, 

dem Trend der letzten Jahre Einhalt zu bieten, nach dem die 

Wissenschaftsminister der Länder Stellen- und Sachmittel 

aus der GrundausstaUung der Hochschulen abziehen und in 

zentralen Verfügungsfonds zu ihrer eigenen Disposition und 

zur Steuerung der Hochschulforschung akkumulieren, 

den Universitäten genügend eigene Mittel für freie, nicht 

durch vorformulierte Programme thematisch fcstgclcgtc 

Forschungsaktivitäten zur Verfügung zu stellen

— — — ——— — —— — —  f Q Kl ̂ ' (?C. ( C V  .i, C». 1 '

U WRK, «.•.(), S. 41 ff.
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Besondere* wichtig ist cs, Rahtnenbedipgungen zu schaffen, mit
' ••• |, ‘ •

denen die Universitäten in die Lage versetzt werden, gegen die
; , , t t r * , •

Konkurrenz der Industrie und außeruniyersitärcr Forschungsein* 

richtungen hochqualifizierte Nachwuchswissenschaftler an den 

Universitäten zu halten oder ausgewiesene Wissenschaftler für 

Professorenstellen zurtlckzugewinnen; Insoweit sollte die im Bun* 

desbesoldungsgesetz bisher starr festgeschriebene Relation zwi

schen CA- und C3-Professorenstcllen flexibilisiert werden.

FUr die Entwicklung der Universitäten ist schließlich wichtig, daß 

ungeachtet des notwendigen W ettbeweibsdie ln den Bundeslän*
• ’ f 'uiV’ity;*:: .■

dem fortbcstehenden erheblichen Ausstattungsunterschiede abge-
i r*v *

baut werden, um Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. Derzeit ist 

vielfach zu beobachten, daß nach Abschluß der HBFG-Finanzie- 

rung eine ausreichende Ausstattung neu gegründeter Hochschulen 

oder Hochschuleinrichtungcn nach der ersten Aufbauphase nicht 

erreicht wird, da die Landcsmiticl dazu zu knapp bemessen sind.

3. Stärkung der Fachhochschulen

a. Der Anteil d a  Fachhochschulen an den insgesamt zur Verfügung
• '• ’• 'V....................iürl fit» •* #

stehenden flächenbezogenen Studienplätzen liegt zur Zeit bei



rund 17%. Der Anteil der Studienanfänger an den nach dem 

HDPO geforderten Fachhochschulen betrügt z.Zt. 26,3%** .Beide 

Anteile sollten spürbar erhöht werden. Dies entspräche der Nach

frage seitens der Studienbewerber, Studierenden und der Ent

wicklung des Arbeitsmarktes sowie bildungs- und gesellschafts

politischen Aspekten. Zudem kOnnten damit die Universitäten 

entlastet werden, weil viele Studienanfänger, die zJZt. nur wegen 

des flOchendcckenden Numerus clausus an Fachhochschulen ein 

Studium an Universitäten aufnehmen, bei einer Ausweitung des 

Studienangebots an Fachhochschulen dort ihr Wunschstudium 

beginnen konnten. Erstrebenswert ist einejÄ'üfteilung der Sur-" 

r dichah länger auf Universitäten und Fachhochschulen etwa im 

Verhältnis 2 zu 1. ........ -----

Beim Ausbau der Fachhochschulen ist zu beachten, daß sie 

bereits im Jahre 1988 zwei Drittel der Ingenieure und fast die 

Hfilfte der Informatiker und Betriebswirte ausbildeten.'Deshalb 

ist eine Ausweitung ihres traditionellen FOchcrspektrums notwen

dig, wenn man den Ausbau der Fachhochschulen im vorgcschla- 

genen Umfang, verbunden auch mit dem Ziel, die Universitäten 

zu entlasten, realisieren will.

Der Ausbau der Fachhochschulen im-vorgeschlagenen Umfang

*) W illen»ch»flmt, Empfehlungen zur Entwicklung der Fachhochschulen in den 90er Jahren, 
Köln 1991, S .6» , 69.

■zj'ti 1 4 .:,



wird allerdings -  schon wegen der Vorjkufzeilcn fUr Planung und 

Realisierung der Bauten selbst bei den flieh en d en  Fächern - erst 

mittelfristig realisierbar sein. Die Entwicklung neuer Studiengän- 

ge setzt - soll das Profil einer praxisorientierten Ausbildungsidee 

gewahrt werden -  nicht nur eine gründliche Bcrufsfeldcrfcun- 

düng, sondern auch die Gewinnung des |n einschlägiger berufli

cher Praxis erfahrenen wissenschaftlichen Personals voraus.

•i* • ,
Der Ausbau der Fachhochschulen darf daher nicht zum Anlaß ge- j

nommen werden, von einem zUgigcn Abbau der bestehenden >
* • >

räumlichen und personellen Überlast in allen Hochschuiarten j

durch zusätzliche Mittel Abstand zu nehmen. Andernfalls wäre
• <. . t, '■’.i * j •’i.-.'iV'

mit einer Verschärfung des Numerus clausus oder mit einem Kol-
’ ' ' ’ • I' :

laps der universitären und Fachhochschulstudiengängc zu rech* 

nen. Zudem läßt sielt der Zugang zu den Einrichtungen des tertiä- 

ren Bereiches nur Über rechtlich an besondere Voraussetzungen 

gebundene Zulassungsbcschrünkungen, im übrigen nur über An-
■ ’*' • . f ' ; . r’.V •, '

rcizsysteme steuern. Die Ausbauplanung für Universitäten und 

Fachhochschulen muß deshalb hinreichend flexibel gehalten wer

den, um auf veränderte Studiennachfrage reagieren zu können.

Die bauliche Errichtung zusätzlicher Studienplätze erfordert auch 

zusätzliche Personal- und Sachmittch’Von den zusätzlich erfor-1 

dcrlichen Mitteln (vgl. S. 40) sollte deshalb der überwiegende 

Teil den Fachhochschulen zur Verfügung gestellt werden aller-



dingt unter Berücksichtigung der Belastungssituation und des 

Ausbaustandes der Universitäten und Fachhochschulen.

b. Der Ausbau der Fachhochschulen kann nur erfolgreich sein, 

wenn die Gleichwertigkeit der andersartigen Fachhochschulaus

bildung mit der Universitätsausbildung nicht nur theoretisch an

erkannt, sondern praktisch realisiert wird. Insbesondere im öf

fentlichen Dienst, bei dem die Laufbahn noch immer eng an das 

absolvierte Hochschulstudium gekoppelt ist, müssen die Bcrufs- 

perspektiven der Absolventen und ihre Eingangsbcsoldung im öf

fentlichen Dienst angeglichen werden.

Hierzu gehört aber auch eine Reduzierung des Lehrdeputats der 

Fachhochschulprofcssorcn. Um deren Tätigkeit attraktiver zu ge

stalten und um hochqualifizierte Persönlichkeiten, insbesondere 

aus der Wirtschaft, für eine Tätigkeit an Fachhochschulen gewin

nen zu können, sollte ein neues Profcssorenaml an Fachhoch

schulen eingerichtet weiden, wie z.B. C-3-Stcllcn mit Vcrhand- 

lungsspiclraum.

Hervorragend qualifizierten Fachhochschulabsolvcntcn soll die 

Zulassung zur Promotion an einer Universität eröffnet werden, 

ohne zuvor ein universitäres Diplom erwerben zu müssen; stau 

dessen ist in einem Verfahren die Fähigkeit zum wissenschaftli

chen Arbeiten, wie sic für eine Promotion erforderlich ist, fcslzu- 

stellen. Dies und das Promoüonsvctfahrcn liegen in der 

Verantwortung der "aufnehmenden" Universität.
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4. II ochse hulausbuu

a. 1975/76 haben Bund und Länder das Ausbauziel für den Hoch-
ir : ,-.t

schulbereich auf 850.000 flächenbezogene Studienplätze (altes 

Bundesgebiet) festgelegt Zur Zeit sind rund 821.000 Studien

plätze in den alten Bundesländern vorhanden. 1989 haben die Re

gierungschefs von Bund und Ländern ergänzend beschlossen, 

den Fachhochschulbercich Uber die bis dahin vorgesehenen 

150.000 Studienplätze um weitete 50.000 auszubaucn. Von die

sen 50.000 Fachhochschulplätzen sollen 30.000 in einem Zeit

raum von 5 bis 7 Jahren errichtet sein, doch legen Planungs- und 

Baustand Zweifel an der zeitlichen Realisierbarkeit nahe. Planun- 

gen der Länder Bayern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und
' ; . |■ .» ■ '• J. * ».,f . * — •

Schleswig Holstein, sustttzliche Studienplätze, insbesondere an
■ • • •’>;{ j ui ••

Fachhochschulen zu schaffen, sind nichf zu verallgemeinern. In 

anderen Bundesländern geht der Zuwachs an Fachhochschulstu- 

dicnplätzen zu Lasten der Planungen für den universitären Be

reich.

Werden die Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau
' : "| ' 1 ■ • ' !'M V

nicht nachhaltig erhöht, ist selbst das Erreichen des Ausbauzicls
' m . ' * I- ’ . i • •

von 850.000 flächenbezogenen Studienplätzen in den alten Län

dern nicht gesichert1 *. Dies gilt umso melir, als in den nächsten

*Hvinenichaftir»l: Empfehlungen zum 22. RthmenpUn für den Hochtchulbtu, 1993- 
1996, Allgemeiner Teil, D n. 741/92, S J 9 f .



Jahren beträchtliche Mittel für die Sanierung Allerer Hochschul* 

bauten erforderlich sind.

b. Für die neuen Bundesländer soll im Laufe des Jahres 1992 die 

Bewertung des derzeitigen Flächenbestandes abgeschlossen wer* 

den. Globale und regionale Ausbauziele sind noch nicht hinrei

chend diskutiert Der Wissenschaftsnit hat bisher lediglich den 

Aufbau des Fachhochschulsektors auf 52.000 • 63.000 Studien

plätze empfohlen (vgl.zu Ziff.LuZ Tabelle S)

c. Entwicklung und Prognose der Studienanfänger- und Gesamtstu

dierendenzahlen zeigen, daß selbst bei erfolgreicher Studienzeit- 

Verkürzung mittelfristig eine bundesweite Gesamtzahl nicht unter 

1,5 Millionen Studierenden’zu erwarten ist^Die bisherigen flä- 

chcnbezogcncn Ausbauzicle sind deshalb deutlich nach oben an

zuheben.

Flächenbezogene Studienplätze werden definiert als Flächenbe

darf, den ein Vollzcitstudierender im Laufe seines Studiums be

nötigt; darin sollen anteilig auch Flächen für Forschung enthalten 

sein. Geht man davon aus, daß

*" ItAiu, , i i. 
Mf'i

der Raumbedarf eines Studierenden nicht mit der Länge der 

Verweilzeil steigt,

eine zunehmende Zahl von Studierenden ein verändertes 

Studierveihalicn zeigt, das den Flächenbedarf mindert, und

f , b . f fiO ^  \ o pja i



bei der Abschätzung des Flächenbedarfs Abbrecherquoten 

zu berücksichtigen sind,

so sind zur Deckung der augenblicklichen und zukünftigen Stu- 

dicnplatznachfrage mehr als 1 Millionen flächenbezogene Stu

dienplätze in den allen Bundesländern und mindestens 290.000 

in den neuen Ländern, zusammen rund 1,325 Millionen flächcn- 

bezogene Studienplätze in der Bundesrepublik erforderlich.

Von diesen 1.325.000 -flächcnbczogencn- Studienplätzen sollten 

rund 905.000 auf den universitäroi Bereich (einschl. Kunst-, 

Musik- und gleichgestellten Hochschulen) entfallen. Dies würde 

im Ergebnis die Realisierung der ursprünglichen Ausbauziele für 

die allen Länder und eine Verdopplung bis Verdreifachung der 

universitären Studienplätze in den neuen Ländern bedeuten. Eine] 

darüber hinausgehende Ausweitung des universitären Bereiches] 

stößt auf strukturelle Grenzen.

Das vom Wissenschaftsrat für die Fachhochschulen genannte 

Ziel von 200.000 Studienplätzen (nach Flächenrichtwerten) für 

die alten Bundesländer erscheint zu niedrig. Vielmehr sind dort 

rund 320.000 und in den neuen Bundesländern rund 100.000, zu- 

sammen also ca. 420.000 flächenbezogene Fachhochschulstu

dienplatze in der gesamten Bundesrepublik erforderlich. Dies be

deutet eine Verdoppelung der bisher bestehenden Fachhoch-
I

schulstudienplätze (vgl. Tabellen 5 u. 6).



d. Zum anderen ist eine Sanierung in personeller Hinsicht erforder

lich. Will man die DcireuungsrelaÜonen von 1975/77 wlcderher- 

stellen, so wflren etwa 30.000 zusätzliche Stellen für Wissen

schaftler (an Universitäten und Fachhochschulen) erforderlich, 

außerdem zwischen 15.000 und 20.000 Stellen für technisches 

und Verwaltungspersonal, um den Betrieb der Labors, die Öff

nung der Bibliotheken und die innere Verwaltung der Hochschu

len angemessen sichcrzustcllen. Dieser personelle Zuwachs kann 

nur mittel- und langfristig realisiert werden. Bin angemessener 

Anteil muß davon auf die Universitäten entfallen. Kurzfristig 

sind die Uber Sonderprogramme befristet zur Verfügung gestell

ten Stellen und Mittel den Hochschulen zu belassen. Dci^zusitz^ 

liehe Stcllcnbcdarfjsolllc nach Maßgabe der Finanzkraft der Län

der stufenweise in einem mehrjährigeri Programm verwirklicht 

werden; dies eröffnet die Möglichkeit einer laufenden Überprü

fung der Auslastungssituation und der Effizienz der eingesetzten 

Mittel.

Soll das Ziel der Sanierung erreicht weiden, darf dieser Personal - 

Zuwachs nicht zu weiteren Kapazilfitserhöhungen führen. Ein 

wesentlicher Schritt, dieser Gefahr dauerhaft zu begegnen, be

steht darin, die bestehenden Curriculamormwcrte cinzuhaltcn 

und dort, wo sie dem Ausbildungsinhalt nicht gerecht werden, in 

der Umsetzung der von der Hochschulicktoienkonfcrenz schon 

1988 und 1989 vorgclcgtcn und fachlich unbestrittenen Empfch-
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lungcn "Zur Notwendigkeit der Anhebung der Curriculamorm- 

werte" anzuheben. Auch die Empfehlungen dos Wisscnschaftsra- 

tes für die "Planung des Personalbedarfs an Universitäten" vom 

Juli 1990 führen unter Zugrundelegung seines "Komponentcn- 

modclls" annähernd zum gleichen Ergebnis.
t

Die Realisierung eines solchen Ausbauprogramms von Universitäten 

und Fachhochschulen in baulicher und personeller Hinsicht in der ge

samten Bundesrepublik erfordert unter Anwendung der üblichen Para

meter zusätzliche staatliche Aufwendungen von jährlich ca. 9 Milliar

den DM (vgl. Tabelle 7). Mit einer derartigen Steigerung der Aufwcn-\j 

düngen fUr den Hochschulbcrcich wäre wieder ein Anteil der N e tto ‘j 

ausgnben für den Hochschulbcrcich am BruUosozialprodukt von 1,3% ] 

erreicht, wie er Mitte der 70er Jahre gegeben war. '

5. Hochschulorganhation

Die HRK hat sich in ihrer Empfehlung "Die Zukunft der Hochschu

len" bereits ausführlich mit der Leistungsfähigkeit hochschulinlcmcr 

Arbcits- und Entscheidungsstrukturen auscinandergcsctzt, Sic hat u.a. 

eine stärkere Professionalisicrung der Fachbcrcichslcilung und -Ver

waltung und eine starke Hochschullcitung gefordert, um die Hoch

schulen in die Lage zu versetzen, ihre Autonomie nach außen zu wah

ren und gleichzeitig die Herausforderungen des Wettbewerbs zu mci-



stem. Außerdem wurde eine Verbesserung der hochschulintemen 

Steuerungsinstrumente mit Hilfe von Information und Transparenz 

Uber Kosten und Nutzen, Aufwand und Ertrag (Leistungen) der Hoch

schule und ihrer einzelnen Einheiten und schließlich gefordert, die 

Zahl der gnippengestcucrtcn Hochschulgremien auf das Notwendige 

zu begrenzen und deren Beratungen und Entscheidungen auf giund- 

siltzlicho Angelegenheiten zu konzentrieren1).

Die HRK ist nach wie vor bereit, sich an der Entwicklung von den 

Anforderungen des Groß- und Wissen sc haftsbctricbes Hochschule ge

nügenden Organisationskonzepten und an deren Umsetzung zu betei

ligen. Sie hält es fUr erforderlich, den rechtlichen Rahmen für die Ge

staltung des Organisationsrechts zu überdenken. Der Überprüfung be

darf auch, ob die staatlichen Bewirtschaftung* Vorschriften noch den 

komplexen Aufgaben der Hochschulen gerecht werden. Schließlich 

sind Instrumente zur internen und externen JLxakuyloti.zu entwickeln 

und Finanzmittel für deren Anwendung den Hochschulen ‘zur Verfü

gung zu stellen. Es mehren sich jedenfalls die Stimmen auch aus dem 

Hochschulbereich, externe Wirtschaftlichkeitskontrollen an Hoch

schulen durchfuhren zu lassen, sofern gesichert ist, daß dabei Krite

rien angewendet werden, die dem besonderen Auftrag des Wissen- 

schaftsbetriebs Rechnung tragen. Auch'sollten Hochschulen und Län

der das Instrument externer Begutachtung zur Effizienzsteigening



§
hochschulintemer Willcnsbildung stärker nutzen. Dies gilt insbeson

dere für die durch den bevorstehenden Generationswechsel bei den 

Professoren absehbaren Neustrukturierungen ganzer Fakultäten und 

Fachbereiche. Die Hochschulrcktorenkonfcrenz wird zur Effizicnz- 

steigerung der Hochschulorganisation gesonderte Empfehlungen vor- 

Icgcn.



o

V. Duale Berufsausbildung

Bei der Erörterung der Grundsatzfragen über Dimension und Struktur 

des Hochschulbereiches ist zu beachten, daß 1991 allein in den alten 

Bundesländern 128.500 Lehrstellen in Industrie und Handwerk unbe

setzt blieben. Im Gegensatz zu 1977 und den folgenden Jahren gibt cs 

eine - auch volkswirtschaftlich sinnvolle -  Alternative zum Hochschul

studium. Diese muß allerdings in ihrer Attraktivität gestärkt werden, 

um zu verhindern, daß weiterhin wie derzeit mehr als 25 % ihre Aus

bildung abbrechen. Diese Attraktivilätsslcigcrung ist vorrangig Aufga

be der Träger der beruflichen Bildung.

Ein Beitrag dazu könnte möglicherweise durch eine Ansicdlung zu

mindest von Teilen des dualen Ausbildungssystems im tertiären Be

reich oder mit einer besseren Abstimmung beider geleistet werden. Da

mit könnte das bewährte duale Ausbildungssystem wcitcrcntwickelt 

worden, indem die berufliche, von der Wirtschaft getragene Ausbil

dung mit einer theoretischen Qualinkation verknüpft würde, die Uber 

dem Niveau der beruflichen Schulen liegt und den stetig auch in diesen 

Bcrufsfcldcm steigenden Anforderungen genügt. Ansätze hierfür sind 

mit den Ausbildungsangcbolcn der Berufsakademien, aber auch mit 

den Fachschulen in der ehemaligen DDR vorhanden. Auch die inzwi

schen erfolgreich erprobten bcrufsintcgricrtcn Studienmöglichkeiten an 

Fachhochschulen können indirekt die Attraktivität eines zunächst in



da« dual« System führenden Ausbildungswegs steigern. Daraus dürfen 

keine neuen Abschlüsse im Hochschulbereich erwachsen. Auch kön

nen keine Abstriche an der Qualität der Hochschulabschlüsse hinge

nommen werden.

Flankierend müßte das Sozialprcstige der Ausbildungsgänge im dualen 

System erhöht werden. Hierzu ist es zunächst erforderlich, daß die Un

ternehmen ihre Pcrsonalpotilik darauf ausrichten, leistungsfähigen Ab

solventen des dualen Systems attraktive Berufsperspektiven und besse

re Karriere- und Einkommenschancen anzubictcn. Bildungs- und Aus

bildungsgänge sollten so gestaltet werden, daß sie nicht zu "Einbahn

straßen'' und "Sackgassen" werden, sondern ihren Absolventen bei 

Nachweis entsprechender Qualifikationen die Möglichkeit zum Ein

stieg in wcitcrfUhrcndc und höherwertige Bildungswego bieten.

Dazu kann unter Umständen auch ein Hochschulstudium dienen. Die 

HRK spricht sich dafür aas, qualifizierten Berufstätigen den fachbezo

genen Zugang zu einem Hochschulstudium zu ermöglichen, weist je 

doch gleichzeitig darau fhin, daß die Hochschule nicht die Sludicrfä- 

higkeit vermitteln kann. Diese muß außerhalb der Hochschule erwor

ben und in einer Hochschuleingangsprüfung nachgewiesen werden. 

Dazu hat die HRK eine separate Empfehlung vqrgclcgt.



Anhang

Tabelle 1 a
aiwdhmnfliuux

• • 1,1

Prozentual« Entwicklung der Zahl der 
Studlenanflnger (1. Ilochachulacmester)

Im Z«ltraum IMS • 1990

J i h r

E ntn

Insgesamt

Icklung In abaoluten 

Universität/
Kunst HS

Zahlen 

FH (©.Verw. 
Interne)

1965 85.700 63.800 21.900

1970 125.500 95.000 30.500

1975 165.100 122.700 42.400

1976 165.100 121.600 43.500

1977 161.800 120.900 40.900

1978 168.400 128.800 39.600

1979 170.000 128.200 41.800

1980 183.500 138.700 44.800

1981 205.500 154.500 51.000

1982 214.500 158300 56.200

1983 223.200 163.000 60.200

1984 212.200 154.400 57.800

1985 197.600 144.300 53.300

1986 . 200.400 145.400 55.000

1987 218.200 158.400 59.800

1988 234.600 172.800 61.800

1989 240.600 174.800 65.800

1990 265.500 198.000 67.500

1991 291.500 219.500 71.900

Alte Bundes!. 254.500 186.200 68.200

Neue Bundesl. 37.000 33.300 3.700



Prozentuale Entwicklung d er Zahl der. 
S tudienanfänger (1. Hochachulaemeeter) 

Im Zeitraum  1965 • 1990

Ja h r
I»

Insgesamt

de* B aatyahr 1977 •  
U alverd tit/ 
KunstHS

100

FH (OaVarw. 
Intern«)

1965 53 53 533

1970 77,6 79 74.6

1975 102 101 103.7

1976 102 101 106.4

1977 100 100 100

1978 104,1 107 96.8

1979 105,1 106 102.2

1980 113,4 115 109.5

1981 127 128 124.7

1982 132,6 131 137.4

1983 137,9 135 147.2

1984 131.1 128 141.3

1985 122,1 119 130.3

1986 123.9 120 134.5

1987 134,8 131 146.2

1988 145 143 151.1

1989 148,7 145 160.9

1990 165 164 165

1991

Alte Bundesl. 1573 154 166,7

Neue Bundesl.

Quelle: BMBW; Grund- und Stniktuidaten 1991/92, S. 140
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T ab e lle  2 a

E tr& m lik lka

Entwicklung der Zahl der Stetten für 
wissenschaftliche* Pereocial aa Hochschulen 

Im Zeitraum  IH 9  • 1990

Ja h r U nk, K unst HS u.FH 
(o.ll S
K liit ii v a rv r.In t.H S l

Unli Incl. 
Kunst IIS

FH IIS-KllnIka

1965 30.500 26.900 3.600 5.900

1970 44.500 39.000 5300 9.400

1975 63.000 54.000 9.000 14.400

1976 62.800 54.000 8.800 14.400

1977 62.800 54.000 8.800 14.500

1978. 63.100 54.200 8.900 14.600

1979 63.900 55.000 8.900 14.800

1980 63.700 54.600 9.100 15.900

1981 62.800 53.800 9.000 16.800

1982 62.400 53.400 9.000 17.400

1983 62.400 53300 8.900 17.400

1984. 62.000 52.900 9.100 17.600

1985 61.100 51.900 9.200 17.900

1986 62.000 52.800 9.200 18.100

1987 62300 53.000 9.300 18.400

1988 62300 53.200 9300 18.900

1989 62.800 53.400 9.400 19.600

1990 63.800 54300 9300 20300
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Tabelk 2 b

Jkannahtolka

Entwicklung der Zahl d er SteDw fOr 
wl«Miucli*niklMa Pcrsoaal h  HochachuWn 

Im Zattraum  1X 5 • I X «

Ja h r UnU, K und  IIS 
U.FII
(o.HS Klln.ti.verw. 
In tH S)

U nlvtrsM L
(IncL
Kunst HS)

FH HS-KlInlka

i

1965 48,6 49,8 40,9 40,6

1970 70.9 72,2 62.5 64,8

1975 100,3 100 102,3 99,3

1976 100 100 100 99,3

1977 100 100 100 100

1978 100.4 1003 101,1 100,6

1979 101,8 101.8 101,1 102,1

1980 10.1,4 101,1 103,4 109,7

1981 100 99,6 102,3 115,9

1982 99,4 98,8 ■ 102,3 120

1983 99,4 99 101,1 120

1984 98,7 97,9 103,4 121,4

1985 97,3 96,1 104,5 123.4

1986 98.7 97,7 104,5 124,8

1987 99,2 98,1 105,6 126,9

1988 99,5 9 8 3 105,6 130,3

1989 100 98,8 106,8 135,1

1990 101,6 100,5 108 140



SludUnntto

Entwicklung dar Zahl dar.Sh idk  runden 
Im  3. (F ll) bsw. 4  S tudienjahr (Unlv.) 

Im Zeitraum 19*5- HW

Ja h r

................. ....... i
Entwicklung 1

4. Stinty. Unlv.
n itM .2«hkn

3. StudJ. F li

1 r  !
Im U a L  Bm H *  

4. Study. Unlv.
h r 1975 -  100 

3. StudJ. FH

1965

1970 46.500 50.9

1975 91300 37.500 100 100

1976

1977

1978

1979
. 1 1.$

1980 104300 35.600 114,2 94,9

1981 107.400 38.400 fl7 ,6 102,4

1982 108.400 43.000 118.7 114,6

1983 112.100 48.700 . 122.7 129,8

1984 120.500 54.100 131,9 144,2

1985 121.400 57300 132,9 153,3

1986 123.000 56.400 134,7 150,4

1987 131.600 64.700 144,1 172,5

1988 127.900 66.700 140 177,8

1989 128.600 71.800 140,8 191,4

Quelle: BMBW; Grund- und Struktuidaten 1991/92, S. 160ff„ prozentuale Entwick
lung basiert auf eigener 
Berechnung



Berechnung de* zusätzlichen Jkhrllchen MHtelbedarfti

Alte» Bundesgebiet

• rd 30.000 Stellen ftlr Wissenschaftler bei. 
Altenversorgung

rd. 20.000 Stellen für Verwaltung*- und 
technische» Personal ..

Sachmitlelsteigening rd. 25%

Hochschulausbau (fllchenbezogen)
(derzeitiger Ausbau nach V/R und 400 Mio DM p.a. 
und 100.000 PlHtze bei. Forschung zu 1 Mrd. DM :

3,6 Mrd. DM

0,8 Mrd. DM 

1,0 Mid. DM 

1,4 Mid. DM

6,8 Mid. DM

NciKiBundMgcbici
Bau und Personal entsprechend Bovölkerungsan- 
teil und einem Anteil für die Ober- 
proportionalen Sanierungsaufwendungen

2 .2Mid. DM

Gesamtes Bundesgebiet 9,0 M rd. DM



Zahl der E d ie ren d en  
(in M io) im 
WS 1991/92

T U  3e? S Ü 3 5 S JS i5 T T H S J 
im SS 1991 oad WS 1991/92

Zahl der Studienplätze 
(jetziger Ausbausland)

Zahl der 
(Ausbauzidzahl)

HkK-Fordenzng hm skhthdt der 
Ausbauzielzahl

trug. !U m | FH 
! v . 1 l)

sonsL
HS

insg. Univ. FH
i)

sonst.
HS

msg. Univ. FH
i)

sonst.
H S

insg. i! Univ.
! 5)

FH
i)

msg. Univ.
5)

FH
i)

ABL I/O ! l^ 4 |0 3 5 0,04 272300 195.000 72300 5.000 810000 652.000 141.000
.

17.000 9O0.000b00IKX 200000 1.035.000 (715000) 
4) .

(32000®
4)

__....... __-__ __ ______ _ ■ •_• .....

K B L ^ T

:5t
£tf3J£jo p sjr 2): 0,05 '29300 19300 2) - 10000

60.000-
80.000

geschätzt.
3> !j  5)

52000-
63.000

290000 0 9 0 0 0 ®
4) r ' : ;

i

ii
„

p
.........

G rsam t- 
Baodetge- 
biet . 1.76

a
1.32 j 0.09 302000

2»
214300 15.000 870.000-

890000 » |
252000-
263.000

1325.000 (905000)
4)

(42000®
4}

D Fachhochschulen ohne verwalnxngsinteme Hochschulen
3) Die Zahl der Studienanfänger und Studenten an den neugcgrQndeten Fachhochschulen in den neuen Bundesländern 

wurde im laufenden WS noch nicht erfaßt
Das Ausbxnzid für die Studienplätze in den neuen Lindem ist noch nicht definiert 

4> • Die genaue Verteilung der Studienplätze auf die Hochschularten hängt von der effektiven Entwicklung des Studien- 
nachfrmgcvcrhaltcns ab.
Einschließlich Kunst-, Musik- und sonstigen Hochschulen

Quelle: KRK; Scxücaanflaga- tmd Stodcntcazahlcn im WS 1991/92 Jinuc 1992 
WR; Empfehlungen zan 21. R&hmenpLtn für den HocfatchuJbeu. BSn 1991

m
sr



Tabelle 6

C

1.

Berechnung des Bedarfs an Studienplätzen Im Jah re  2010

Altes Bundesgebiet
Aufgrund der Erfahrungen, daß die von der KMK prognostizierten Studienan- 
fängerzahlcn deutlich hinter der tatsächlichen Entwicklung Zurückbleiben (1991 
um 10%), muß für die Zukunft mit einer Obergangsquote gerechnet werden, die 
über der bisherigen Obergrenze von 80% liegt
Unter der Annahme von einer Übergangsquote von 85% werden im Zeitraum
2006 - 2010

260.000 - 284.000
Studienanfänger (1.Hochschulsemester) jährlich erwartet.
Geht man von 280.000 Anfängern pro Jahr aus, nimmt man eine Aufteilung von 
2:1 zwischen Universitäten und Fachhochschulen an, legt man Studiendauern 
von (wie der Wissenschaftsrat) 5 Jahren an Universitäten und von 3,5 Jahren an 
Fachhochschulen zugrunde, so errechnet sich folgende fiktive - flächen wirksame 
- Studierendenzahl:
Universitäten 190.000 x 5 Jahre « 950.000
Fachhochschulen 90.000 x 3,5 Jahre » 315.000

1*265.000.
Geht man davon aus, daß die Abbrecherquote bei 10% liegen wird (aufgrund 
greifender Studienreformmaßnahmen sollte die Abbrecherquote von derzeit 16- 
18% gesenkt werden können), so vermindert sich die - flächenwirksame - Studie
rendenzahl auf 1.138^00.

Geht man aufgrund veränderten Studierverhaltens (Teilzeitstudium etc.) von einer 
möglichen Belegungsquote von 1,1 aus, so ergibt sich ein Minder tbedarf von

ca. 1.035.000 Studlenplitacn.

2. Für die neuen Länder können noch keine differenzierten Prognosen her angezo
gen werden. Legt man den Bevölkerungsanteil zugrunde, kommt man auf einen 
Studienplatzbedarf von

'  ca. 290.000 Studknpiitzen,
• ,.-f V ;K <'

3. zusammen also L321MH StUdttCBÜtUtt-
• *•<;.'?. ' *


